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BAULEITPLANUNG DER STADT HOLZMINDEN 

NEUAUFSTELLUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 

Aufstellung über die vorgebrachten Anregungen 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) vom 22.09.2015 - 23.10.2015 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentl. Belange gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 16.09.2015  

(Frist: 23.10.2015) 

 
 

Nr. 
 
Name 
Datum 

 
Anregungen  

 
Abwägung 

lfd. Nr. 
Bürger  

Anregungen der Öffentlichkeit 

B1 Bürger 1 
37603 Holzminden 
 
vom 19.10.2015 
 

Widerspruch 
Forderung nach Streichung der Fläche Nr. 1.42 am östlichen 
Ortsrand der Stadt Holzminden durch Umwidmung von 
landwirtschaftlicher Fläche in Wohnbauland im Ergebnis der 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes. 
Die Fläche Nr. 1.42 ist gemäß der Unterlage „Begründung 
Teil 1 zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, 
Stand 10.09.2015, durch die Stadt Holzminden, S. 97" zu 
entnehmen. 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Holzminden hat der Verwaltungsausschuss der Stadt 
Holzminden in seiner Sitzung am 23.09.2014 die frühzeitige Be-
teiligung insbesondere der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB beschlossen. 
 
B1.1: Auf Basis der Auslegung der jeweils aktuellen Fassung 
des Flächennutzungsplanes in Verbindung mit den jeweiligen 
Stadtratssitzungen wurden bereits mehrfach durch betroffene 
Bürger Einwände und Widersprüche gegen die Umwidmung der 
Fläche Nr. 1.42 in Wohnbauland erhoben. Diese wurden im Er-
gebnis der rein subjektiven Abwägung durch das Planungsbüro 
Lauterbach, vertreten durch Dipl.-Geogr. Askan Lauterbach, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.1: Es ist zurückzuweisen, dass die Abwägungen subjektiv 
durchgeführt wurden. Diese sind vielmehr entsprechend den Vor-
gaben des Baugesetzbuches nach objektiven, planerischen Aspek-
ten und in enger Abstimmung mit der Stadtverwaltung vorbereitet. 
Die Verantwortung zu den Abwägungsentscheidungen liegt jedoch 
letztlich bei den politischen Gremien der Stadt Holzminden.  
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mehrheitlich abgewiesen. Es sei an dieser Stelle bereits darauf 
hingewiesen, dass die Gründe für die Abweisung nicht stichhaltig 
sind und im Falle einer Aufstellung des Bebauungsplanes gerich-
tlich überprüft werden. Die Abwägung wird ausdrücklich gerügt 
und deren Ergebnissen widersprochen. 
 
 
 
 
A. Widerspruch, Rüge und Mängel bei der Neuaufstellung 

des Flächennutzungsplanes im Allgemeinen 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, Begründung 
und Umweltbericht, Stand: 10.09.2015 (pdf-Dokument, 119 
Seiten) sowie die Begründung Teil 2 Umweltbericht (pdf-
Dokument, 87 Seiten); 
B1.2: Das grundsätzliche Planungsziel der Stadt, neues Bauland 
im Kerngebiet auszuweisen um den Siedlungs- und Wirtschafts-
standort zu fördern, wird angezweifelt. 
Die dafür wesentlichen Gründe sind folgende: 
1. da bereits in erheblichen Umfang Leerstand im Kerngebiet 

an Immobilien, d.h. Häusern, Wohnungen u.v.m. existiert, 
2. gewidmeter und teilweise erschlossener, jedoch ungenutz-

ter, Baugrund vorhanden ist und 
3. die Bevölkerung seit Jahren in erheblichem Umfang rück-

läufig ist. 
Kernursache dafür ist der sich daraus ableitende nicht vorhan-
dene Bedarf. 
 
B1.3: Zu Punkt 1+2: 
Ungeachtet der Tatsache neues Wohnbaugebiet zu erschließen, 
obwohl sowohl Immobilien als auch Baugrund in erheblichem 
Umfange zur Verfügung steht, steht im Dissens zum Ziel des 
Umweltschutzes, mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umzugehen. 
 
 

Zur rechtlichen Stellung des Flächennutzungsplanes wird darauf 
hingewiesen, dass dessen Darstellungen allgemein als verbindlich 
für die Gemeinde und die Behörden anzusehen sind, jedoch keine 
unmittelbare rechtliche Wirkung gegenüber den Bürgern auslösen. 
Insofern ist hier i.A. auch die gerichtliche Überprüfung ausgeschlos-
sen.  
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendungen werden zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
Zu B1.2: Die aufgeführten Kritikpunkte werden an dieser Stelle zur 
Kenntnis genommen. Die Abwägung der einzelnen Punkte findet an 
den jeweiligen Textstellen statt. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.3: Im Rahmen der Planbearbeitung wurden die bisherigen 
Baulandreserven und Leerstände auf ihre Eignung überprüft. Die 
Verfügbarkeit der Flächen wurde seitens der Stadt auch bei den 
Eigentümern angefragt. Als Resultat erfolgte eine Umverteilung der 
Wohnbauflächen. Hierbei wurden insbesondere in den Sollingort-
schaften Bauflächen zurückgenommen. In der Summe wurden die 
Reserven - bezogen auf das gesamte Stadtgebiet – reduziert und 
stehen im Einklang mit der Bedarfsermittlung. 
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B1.4: Ebenso ist die Aussage im Umweltbericht falsch, dass 
durch die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes keine 
Neuausweisung von Bauland eingeleitet wird (vgl. S7), dies wäre 
ein Widerspruch in sich. 
 
 
 
 
 
 
 
B1.5: Gemäß des Regionalen Raumordnungsprogramms 
(RROP) R 1.5 07 sind vor der Ausweisung neuer Bauflächen in 
den Flächennutzungsplänen die bebauten und unbebauten Flä-
chen auf ihre langfristige Weiternutzung - vor allem im Ortskern 
einschließlich z.B. der Umnutzung bzw. Umwidmung nicht mehr 
genutzter gewerblicher und landwirtschaftlicher Betriebs- und 
Bausubstanz - zu untersuchen und zu werten. Dies ist nicht er-
folgt. 
 
 
 
 
 
Zu Punkt 3: 
B1.6: Als Grundlage für die Bevölkerungsprognose wird auf das 
integrierte Stadtentwicklungskonzept (ISEK) (vgl. 2.4.2, S. 27) 
verwiesen. Es werden lediglich die Ergebnisse der Studie dar-

Die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes entspricht somit 
auch dem Grundsatz „mit Grund und Boden ist sparsam umzuge-
hen― und den Zielen des Umweltschutzes. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.4: Mit der angesprochenen Formulierung im Umweltbericht 
sollte verdeutlicht werden, dass insgesamt nicht mehr Flächen für 
Bebauungen vorgesehen werden als bisher. Zur Klarstellung wird 
der entsprechende Absatz redaktionell überarbeitet. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird dahingehend berück-
sichtigt, dass die Formulierung im Umweltbericht redaktionell ange-
passt wird. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.5: Bei der Entwurfsbearbeitung wurde vorhandener bzw. zu 
erwartender Leerstand von gewerblichen, landwirtschaftlichen und 
kirchlichen Gebäuden berücksichtigt. Dieses hat auch zu folgenden 
Änderungen von Darstellungen geführt: 1.5 bisher landwirtschaftli-
che Nutzung, 1.22, 1.30 und 1.31 gewerbliche Nutzungen, 1.37 und 
2.4 Gemeinbedarf. Darüber hinaus folgt die Neuaufstellung insbe-
sondere dem Grundsatz „Innenentwicklung vor Außenentwicklung―. 
Insofern ist die angesprochene Vorgabe aus dem RROP beachtet 
worden. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.6: Das integrierte Stadtentwicklungskonzept (ISEK) ist für 
jedermann auf der Homepage der Stadt Holzminden sowie auch im 
Baudezernat frei einsehbar. Aus hiesiger Sicht ist es jedoch nicht 
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gestellt. Da es sich hier um eine wesentliche Planungsgrundlage 
handelt, muss die Studie auf Basis des aktuellen Umweltinforma-
tionsgesetzes übergeben bzw. offen gelegt werden, um die je-
weilige Erfassung, Erläuterungen und Schlussfolgerungen nach-
vollziehen zu können. Dieses ist nicht erfolgt. 
 
 
B1.7: Im Ergebnis der Studie (ISEK) in Verbindung mit den Da-
ten des Landesbetriebes für Statistik und Kommunikationstech-
nologie Niedersachsen (LSKN) lässt sich zumindest nachvollzie-
hen, dass es eine eindeutige Prognose hinsichtlich einer Bevöl-
kerungsabnahme gibt. Die langfristige Abnahme der Bevölke-
rung mit negativem Trend widerspricht der Notwendigkeit zusätz-
lichen Baulandes. 
„Die Entwicklung neuen Wohnraums (Zahl der Fertigstellung 
neuer Wohnhäuser) war von 1991 bis ca. 2002 relativ stabil, ging 
dann jedoch deutlich zurück. Auch dieser Trend ist auf die Aus-
wirkungen des demographischen Wandels zurückzuführen. " 
Auch die Aussage der Bauindustrie, dass bei vorhandenem Bau-
land ein seit vielen Jahren negativer Trend zu erkennen ist, 
spricht dafür, dass der Bedarf an zusätzlichem Bauland nicht 
gegeben ist. 
 
„In der Kernstadt sind überwiegend Baulücken, jedoch keine 
zusammenhängenden Baugebiete mehr vorhanden. Nachfrage 
an Baugrundstücken besteht jedoch gerade überwiegend für die 
Kernstadt. Die bereits erschlossenen Bauflächen im Bereich 
Limkerecke sind fast vollständig belegt. Es gilt somit, den Bedarf 
an Wohnbaufläche zu ermitteln, der bis zum Jahr 2030 zu si-
chern ist. Und entsprechende Flächenreserven im Flächennut-
zungsplan vorzuhalten." 
 
B1.8: Diese Aussage ist ebenfalls falsch, da derzeit vorhandenes 
Bauland in Bereichen der Limkerecke umgewidmet wird in nicht 
Wohnbaugebiet. 
Es ist daher nicht nachvollziehbar und an dieser Stelle ausdrück-

als umweltrelevante Information einzustufen, so dass eine Ausle-
gung dieser Unterlage nicht erforderlich war.  
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.7: In der Begründung wurde nachgewiesen, dass auch bei 
einer negativen Bevölkerungsprognose ein Bedarf an Wohnbauflä-
chen entsteht (siehe Kap. 3.2.2, Ermittlung des Bedarfs an Wohn-
baufläche). Auch der negative Trend bei Baufertigstellungen kann 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass selbstverständlich auch künftig 
ein gewisser – wenn auch reduzierter - Baulandbedarf zu verzeich-
nen sein wird. Hierfür Vorsorge zu treffen, ist Aufgabe der Flächen-
nutzungsplanung und wird folgerichtig auch im vertretbaren Rah-
men umgesetzt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendungen werden zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.8: Weiterer Anlass der Flächenneuordnung in diesem Be-
reich ist, dass seitens der Berufsschule Flächen für die weitere 
Entwicklung im bisher dargestellten Umfang nicht mehr benötigt 
werden und daher für eine Wohnbauentwicklung zur Verfügung 
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lich gerügt, dass einerseits Bedarf nach neuem Wohnbauland 
durch die Stadt Holzminden angezeigt wird, auf der anderen 
Seite vorhandenes, gewidmetes, erschlossenes Land nicht nur 
nicht bebaut wird sondern aus der zukünftigen Stadtentwicklung 
als Wohnbaugebiet herausgenommen wird. 
 
 
 
 
 
„Das ISEK geht - in drei Prognoseverläufen - bis zum Jahr 2030 
von einem deutlichen Bevölkerungsrückgang aus: oberer Verlauf 
rd. 18.000 Einw.. mittlerer Verlauf rd. 16.800 Einw., unterer Ver-
lauf rd. 14.800 Einw. Gleichzeitig wird eine Abnahme der durch-
schnittlichen Haushaltsgröße auf 1.58 Einw./WE prognostiziert. 
Als Zielwert für die weitere Stadtentwicklung werden seitens der 
Stadt Holzminden mindestens 18.000 Einwohner angestrebt. 
Ausgehend von 1.58 Einw./WE ergeben sich für das Jahr 2030 
11.392 Wohneinheiten. Die Zahl der Haushalte wird somit um 
ca. 432 steigen, für die ausreichende Wohnbauflächen bereit-
zustellen sind." 
 
B1.9: Laut ISEK gibt es 3 Szenarien für eine Bevölkerungsent-
wicklung bis 2030, die allesamt negative Entwicklungsprognosen 
darstellen. 
Szenario 1 = 18.000, Szenario 2 = 16.800 und Szenario 3 = 
14.800 Einwohner. 
Zweifelhaft ist die Annahme, dass 1,58 WE pro Einwohner not-
wendig sind, der Faktor wird aber hilfsweise für die nachstehen-
de Berechnung herangezogen. 
Derzeit sind gemäß der o.g. Unterlage 10.960 WE in Holzminden 
vorhanden. 
Berechnung des Bedarfes nach WE aufgrund der ISEK Sze-
narien 
Szenario 1: 18.000 /1,58 = 11.392 WE („positives Szenario trotz 
negativer Prognose") 

stehen (siehe Begründung zu Fläche 1.26). Aus diesen Gründen 
hat sich die Zielsetzung in diesem Bereich dahingehend geändert, 
dass hier eine Verdichtung der Flächen südlich der Berufsschule 
erfolgen soll. Auf eine weitere Ausdehnung des Ortsrandes nach 
Süden wird daher verzichtet. Diese würde bei einer Umsetzung im 
Vergleich zur Änderungsfläche 1.4 zu einem deutlich höheren Er-
schließungs- und Kostenaufwand führen. Auch aus diesem Grund 
werden Wohnbauflächen im Bereich Limkerecke zurückgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.9: Das Szenario 1 wurde hier im Sinne einer Vorsorgebevor-
ratung angesetzt, um den maximal zu erwartenden Bedarf an 
Wohnbauland abdecken zu können. Aus Sicht der Stadt Holzmin-
den ist diese Vorgehensweise als richtig anzusehen, da auf diese 
Weise bereits jetzt das „worst-case―-Szenario hinsichtlich des Flä-
chenbedarfs zugrunde gelegt wird. Es entsteht hierdurch jedoch 
zunächst kein tatsächlicher Ressourcenverbrauch, da die tatsächli-
che Erschließung und Bebauung neuer Wohnbauflächen nur beim 
Eintreten des konkreten Bedarfsfalles erfolgt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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Szenario 2: 16.800 /1,58 = 10.632 WE („neutrales Szenario trotz 
negativer Prognose") 
Szenario 3: 14.800 /1.58 = 9.367 WE („negatives Szenario trotz 
negativer Prognose") 
Im Ergebnis der Berechnung lassen sich wesentliche Rück-
schlüsse bzw. Erkenntnisse gewinnen: 
1. Lediglich das Szenario 1 generiert zumindest rechnerisch 

einen Bedarf von 432 zusätzlichen WE 
2. Die Stadt Holzminden unterstellt lediglich Szenario 1 

Es sei an dieser Stelle ausdrücklich gerügt und widersprochen, 
dass die Stadt Holzminden bei Prognose des zusätzlichen 
Wohnbedarfs die für Sie am geeignetsten Prognose wählt, d.h. 
einen rein theoretischen WE Bedarf unterstellt. Diese Annahme 
ist als grob fahrlässig zu bezeichnen und verstößt gegen jegli-
chen Grundsatz eines auch durch den Vorhabenträger durchzu-
führenden Risikomanagements. 
Dieser gravierende Mangel führt dazu, dass sich die Stadt eine 
Grundlage für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
legitimiert. Dies ist ebenfalls als grob fahrlässig zu bezeichnen, 
da weder der tatsächliche Bedarf vorhanden ist (negative Bevöl-
kerungsentwicklung) noch die Prognose realistisch angesetzt 
wird, somit ist die Grundlage für die Neuaufstellung ad absurdum 
geführt. 
 
B1.10: Es sei an dieser Stelle aufgeführt, dass die Bevölkerung 
in der Kernstadt Holzminden, die entwickelt werden soll, mit 
Stand 31.05.2014 nur 18.042 Einwohner beträgt (Tabelle 3, S. 
44). Damit ist die Prognose der ISEK für das Jahr 2030 faktisch 
schon im Jahre 2015 eingetroffen und der weitere Negativtrend 
ist bis zum Jahr 2030 entsprechend fortzuschreiben. 
Damit ist ebenfalls das Szenario 1 nicht mehr zutreffend und 
darf nicht die Grundlage der heutigen Planung sein. 
 
Zusammenfassung 
B1.11: Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass es auf-
grund der stagnierenden bzw. abnehmenden Bevölkerungsent-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.10: Der Einwender verkennt hier, dass sich die Bevölke-
rungsprognose von 18.000 Einwohnern nicht ausschließlich auf die 
Kernstadt, sondern auf die Gesamtstadt bezieht. Der angesetzte 
Prognoseverlauf ist somit als schlüssig anzusehen und als Grund-
lage dieser Planung anwendbar. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.11: Bei der Ermittlung der Baulandreserven wurden Leer-
stände, Baulücken und unbebaute Grundstücke bereits anteilig 
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wicklung der Stadt Holzminden und auch der weiteren negativen 
Entwicklung nicht nachvollziehbar ist, warum neue Flächen er-
schlossen werden sollen, da es sowohl in der Innenstadt als 
auch in ausgewiesenen Bereichen der Stadt Leerstand, vorhan-
denes Bauland bzw. Entwicklungsmöglichkeiten gibt. 
Diese Flächen sind somit vor einer Verschwendung von weiteren 
landwirtschaftlichen Flächen zu priorisieren. Die Gesetzgebung 
regelt diese Pflicht des Vorhabenträgers explizit. Der von der 
Stadt Holzminden angezeigte Bedarf nach der Erschließung 
neuen Gebietes ist nicht gegeben. Das Vorhaben der Stadt 
Holzminden wird somit bezweifelt und abgelehnt. 
 
B. Im nachfolgenden Teil erhalten Sie nochmals eine Zu-
sammenfassung der Gründe für den Widerspruch zur Um-
widmung der Fläche Nr. 1.42 im speziellen. 
B1.12: Es soll eingangs erwähnt werden, das bei der Kartierung 
der einzelnen durch die Neuaufstellung des Flächennutzungs-
planes betroffenen Flächen nur selektierte Gebiete betrachtet 
werden und nicht gleichberechtigt sämtliche Gebiete, z.B. die 
Flächen eingefasst in den Bereichen des Liebigstadions, der 
Bülte, der Ortsumgehung und der Bahntrasse (s. grüne Staffie-
rung in der folgenden Abbildung). Diese Diskriminierung wider-
spricht dem Grunde nach einer fundierten, fachplanerischen 
Untersuchung. Die Leistungsphasen 1+2 der HOAI regeln hierzu 
eindeutig eine Untersuchung von Varianten. Die Vorgehenswei-
se durch den Fachplaner ist nicht zu akzeptieren und wird eben-
falls ausdrücklich gerügt und widersprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

berücksichtigt. Die Bedarfsermittlung ist hier somit nicht allein auf 
die Ausweisung neuer Bauflächen ausgerichtet. Viele der im Privat-
besitz befindlichen Einzelgrundstücke sind jedoch nicht tatsächlich 
verfügbar, da kein Verkaufsinteresse vorhanden ist. Somit besteht 
für die Stadt Holzminden kein Zugriff auf diese Flächen.  
Da der Flächennutzungsplan ein strategisches Planelement mit 
einem Prognosehorizont von 15 Jahren darstellt, kann der hieraus 
ermittelte Bedarf an Baulandreserven nicht allein über Baulücken 
und Nachnutzung von Leerständen gedeckt werden. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
  
 
Zu B1.12: Es ist als sachgerecht anzusehen, dass die gesonderte 
Betrachtung auf die Bereiche beschränkt wurde, in denen sich tat-
sächlich Änderungen der Darstellungen ergeben haben. Für die 
Bestandsflächen ohne Änderungsbedarf bestand hierzu kein An-
lass. In diesem Zusammenhang von „Diskriminierung― zu sprechen 
kann hier ebenso wenig nachvollzogen werden wie der Hinweis auf 
die HOAI (= Honorarordnung für Architekten und Ingenieure). 
Selbstverständlich ist – wie bereits oben angesprochen – die Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplanes in allen Schritten und De-
tails eng mit der Stadtverwaltung und Politik abgestimmt. Es ist 
deshalb nicht sachgerecht, die Leistungen des Planers „zu rügen―. 
Weiterhin ist auf der Ebene des Flächennutzungsplanes die Dar-
stellung von Varianten nicht üblich. Die Flächendarstellungen wur-
den unter Abwägung sämtlicher Restriktionen nur an den geeigne-
ten Flächen und nur in der notwendigen Größe vorgenommen 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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B 1.13: Als ein Beispiel dafür wird die schematisch grün schraf-
fierte Fläche aufgeführt (Abbildung 1). 
Diese Fläche ist eine bislang konventionell genutzte Fläche, die 
bereits durch die vorhandene Infrastruktur eingegrenzt ist und 
keine Zerschneidung der Landschaft oder Zerstörung von Natur- 
und/ oder Landschaftsschutzgebiet ist. Darüber hinaus liegt das 
Gebiet an den Hauptverkehrsstraßen und würden somit den 
Verkehr nicht negativ beeinflussen. Des Weiteren werden durch 
die nahegelegenen Einkaufsmöglichkeiten die Emissionen redu-
ziert. Ebenso sind in unmittelbarer Nähe Bildungs- und Sportein-
richtungen nutzbar. 

 
Abbildung 1 
 
B1.14: Bei der Fläche Nr. 1.42 handelt es sich dagegen um 
überwiegend Grünflächen, die dem Ursprung nach in dem Natur- 
und Landschaftsschutzgebiet „Solling-Vogler" gelegen haben. 
Die Grenze für dieses Schutzgebiet wurde ohne plausiblen 
Grund und trotz Einspruch seitens der Stadt Holzminden im Jahr 
2001 verschoben. 

Zu B1.13: Die beispielhaft angesprochene Fläche wurde bereits im 
Zuge der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes (wirksam seit 
02.05.2003) als gewerbliche Baufläche dargestellt ist. Es handelt 
sich hierbei also um eine wichtige gewerbliche Reservefläche. Eine 
weitere Untersuchung als möglicher Wohnstandort erübrigte sich 
somit. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.14: Für die Ausweisung der naturschutzrechtlich geschützen 
Bereiche ist nicht die Stadt Holzminen, sondern der Landkreis 
Holzminden zuständig. Es handelt sich im Übrigen um Vermutun-
gen des Einwenders, dessen Wahrheitsgehalt hier nicht zu überprü-
fen und im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung auch nicht 
relevant ist.  
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Es muss leider angenommen werden, dass die Verschiebung 
absichtlich durchgeführt wurde, um im folgenden Schritt die Flä-
chen von Schutzgebiet über die Neuaufstellung in Wohnbauland 
zu wandeln. 
Diese Vorgehensweise steht im Dissens zu den Umweltschutz-
zielen aus dem Bundesnaturschutzgesetz: 
„§ 1 Abs. 1 BNatSchG: „Natur und Landschaft sind auf Grund 
ihres eigenen Wertes und als Grundlagen für Leben und Ge-
sundheit des Menschen - auch in Verantwortung für die künfti-
gen Generationen - im besiedelten und unbesiedelten Bereich 
nach Maßgabe der nachfolgenden Ansätze so zu schützen, dass 
1. die biologische Vielfalt, 
2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, 
einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nut-
zungsfähigkeit der Naturgüter sowie 
3. die Vielfalt. Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert 
von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind usw." 
 
B1.15: Im Rahmen des Umweltberichts wird die Größe der Flä-
che mit 4,97 ha angegeben, wobei diese sich in 3,42 ha Wohn-
baufläche und 1,55 ha Maßnahmenfläche unterteilt. Es wird in 
dem Bericht nicht darauf eingegangen, auf welcher Basis ein 
Teilungsschlüssel berechnet wird. Diese Aussage kann aufgrund 
des aktuellen Planungsstandes nicht fundiert getroffen werden.  
Die Bewertung (S. 69 im Umweltbericht) der Fläche ist lücken-
haft und hat erhebliche Mängel. Es sei hier insbesondere auf das 
Schutzgut Tiere und Pflanzen hingewiesen. Durch das Vorhan-
densein von Grünflächen sind hier seltene Tiere wie z.B. roter 
Milan, Turmfalke, Fledermäuse, Uhu, Wildkatze, u.v.a. zu beo-
bachten bzw. haben ihre Nistplätze hier. Die Bewertung ist somit 
nicht abschließend und somit lücken- bzw. fehlerhaft. Eine Kar-
tierung einzelner Arten hat nicht stattgefunden. Bei einer weite-
ren Bebauung dieser Flächen wären diese Gebiete für insbe-
sondere diese Tiere verloren, ein weiterer Verlust der Artenviel-
falt ist somit prognostizierbar. 
Die geplanten Ausgleichsflächen in Verbindung mit den 

 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.15: Eine detaillierte Bewertung und somit die Ermittlung der 
konkret erforderlichen Kompensationsfläche kann erst auf der Ebe-
ne der verbindlichen Bauleitplanung erfolgen, da erst dann der 
mögliche Eingriff in Natur und Landschaft genauer zu ermitteln ist. 
Die dargestellte Maßnahmenfläche ist hier daher als „Absichtserklä-
rung― anzusehen und stellt ein voraussichtliches Mindestmaß dar. 
Auch die weiteren Aspekte – wie die detaillierten Untersuchungen 
zum Artenschutz etc. – sind einer späteren verbindlichen Bauleit-
planung vorbehalten.  
Seitens des Landkreises Holzminden als zuständige Untere Natur-
schutzbehörde wurden gegen diese Vorgehensweise jedenfalls 
keine Einwände vorgebracht. Die Behauptung, der Umweltbericht 
weise erhebliche Mängel auf, wird daher zurückgewiesen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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dafür notwendigen Kosten stehen in keinem Verhältnis zum 
Rückgang der Grünflächen bzw. der Erschließung neuen 
Wohngebietes. 
 
B1.16: Es sei an dieser Stelle ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass die Fläche 1.42 die einzige betroffene Fläche von 
der geplanten Neuaufstellung des Flächennutzungsplans 
ist, bei der Ausgleichsflächen geplant sind. Der hohe Auf-
wand für die Schaffung solcher zusätzlichen Ausgleichsflä-
chen als auch die negative Auswirkung auf die betreffenden 
Schutzgüter steht nicht im Verhältnis zu dem Vorhanden-
sein alternativen Flächen für die Wohnbebauung. 
Somit sind anderweitige Flächen anstatt der Fläche 1.42 als 
Wohnbauland auszuweisen. 
 
 
 
„Dem wurde mit einer Rücknahme der äußeren Bauflächen im 
Bereich Katerstein und Limkerecke (1.25. 1.26) Rechnung ge-
tragen. Dagegen wurde im Bereich der Fläche 1.42 neues Bau-
land ausgewiesen. Dieses liegt zwischen bereits bebauten Be-
reichen und dient somit der Ortsrandabrundung. Alternativ dazu 
wurde eine Fläche östlich der B 497 angedacht. Auch diese wird 
von drei Seiten von Wohnbebauung eingerahmt und würde eine 
Ortsrandabrundung darstellen. Aufgrund schwieriger Erschlie-
ßungsmöglichkeiten und der Vorbelastung durch eine Stromlei-
tung wurde die Fläche 1.42 bevorzugt." 
B1.17: Die Fläche 1.42 liegt ausdrücklich nicht zwischen 
bereits bebauten Bereichen, sondern ist eine 1:1 Erweite-
rung der vorhandenen Stadtgrenze in Richtung Wald. Eine 
Ortsabrundung liegt ebenfalls durch eine Wohnbebauung 
der Fläche 1.42 nur partiell vor, da die bereits vorhandene 
unscharfe Abschlusslinie (Brüder-Grimm-Weg und Fonta-
nestraße) vielmehr auch bei geplanter Bebauung vorhanden 
bleibt. Dagegen ist die Grenzbebauung Brüder-Grimm-Weg 
durch den zur Zeit gültigen B-Plan mit seinen spezifischen 

 
 
 
 
Zu B1.16: Beim Änderungsbereich 1.42 handelt es sich – neben der 
Fläche 2.5 in Neuhaus - um die einzige bisher unbebaute Fläche, 
bei der die Darstellung von „Fläche für die Landwirtschaft― in eine 
Baufläche geändert wird. Jedoch ergibt sich nur für die Fläche 1.42 
wegen der Größe und der Nähe zum Landschaftsschutzgebiet das 
Erfordernis, bereits im Flächennutzungsplan eine Maßnahmenflä-
che darzustellen. Die genaueren Auswirkungen auf die Schutzgüter 
sowie die erforderlichen Kompensationsmaßnahmen sind dann auf 
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu bewerten. Hierbei 
handelt es sich um die rechtlich gebotene und übliche Vorgehens-
weise. Auch der Umfang erforderlicher Ausgleichsmaßnahmen 
erscheint in keiner Weise ungewöhnlich und ist bei anderen Flä-
chen ebenso erfolgt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.17: Die Bebauung ragt am Ortsrand nördlich der Schnecken-
bergstraße und südlich der Theodor-Storm-Straße deutlich weiter 
nach Osten als im Bereich dazwischen. Somit wird durch diese 
Änderung sehr wohl eine Abrundung des Ortsrandes erreicht. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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Auflagen gerade als Bebauungsgrenze zwingend ablesbar 
zu gestalten gewesen mit eindeutig definierter Grenze zum 
direkt angrenzenden Landschaftsschutzgebiet. 
 
B1.18: Eine Ortsabrundung ist ebenfalls keine Begründung für 
die Nutzung dieser Fläche als Wohnbauland gegenüber der Flä-
che östlich der B497, da in gleichem Maße an den vorhandenen 
Bestand gebaut wird. Des Weiteren wird die Fläche 1.42 eben-
falls in Richtung Waldgebiet durch eine 110 kV Leitung eingeg-
renzt. Da es allerdings keine Gesetze oder Vorschriften bezüg-
lich Abständen gibt, ist eine Substitution der Fläche östlich der B 
497 durch die Fläche 1.42 abzuweisen. Der Fachplaner sollte die 
aktuellen Vorschriften, Richtlinien und Gesetzte entsprechend 
prüfen. 
 
„Negative Aspekte ergeben sich für die naturräumlichen Poten-
ziale in folgenden Bereichen:  
Im Bereich der Änderungsfläche 1.42 werden bislang dargestell-
te Landwirtschaftsflächen zukünftig zu Wohnbauflächen 
(Schutzgüter Boden, Wasser).― 
 
B1.19 Die negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter werden 
unzureichend dargestellt und sind nicht abschließend bewertet 
worden. 
Durch die heranrückende Wohnbebauung werden die Immissio-
nen deutlich ansteigen und somit eine zusätzliche Belastungs-
quelle für die Anwohner. Diese Umstände sind im Umweltbericht 
vernachlässigt worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Zu B1.18: Zur angesprochenen Elektrizitäts-Freileitung ist im Rah-
men einer späteren verbindlichen Bauleitplanung zu klären, inwie-
weit Abstände eingehalten werden sollten (gesetzliche Grenzwerte 
über sog. „Elektrosmog― existieren hierzu jedoch nicht).  
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. Ggf. 
einzuhaltende Abstände sind im Zuge der verbindlichen Bauleitpla-
nung zu prüfen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 

 
 
 
 
 
 
 
Zu B1.19: Eine detaillierte und abschließende Bewertung der Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter kann erst auf Ebene des Be-
bauungsplanes erfolgen, da hieraus die möglichen Eingriffe in Natur 
und Landschaft abgeleitet werden. 
Bezüglich zusätzlich entstehender Immissionen ist bei den geplan-
ten Wohnbaunutzungen jedenfalls nicht unzumutbareren Einwir-
kungen auf die Bestandsbereiche auszugehen. Die als nicht ganz 
unerheblich anzusehenden Immissionen durch die Landwirtschaft 
werden zudem zurückgehen, so dass auch Positiveffekte entste-
hen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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B1.20: Die an die Bebauungsgrenze im Brüder-Grimm-Weg ang-
renzenden Flächen sind ausschließlich Grünflächen bzw. Weide-
land, das aktiv bewirtschaftet wird. Der Wegfall dieser Flächen 
hätte für die Bewirtschafter erhebliche negative wirtschaftliche 
Auswirkungen. Es ergibt sich durch eine weitere Bebauung auch 
eine Nutzungsbeeinträchtigung nicht nur direkt für die Pächter 
und Betreiber der Grünflächen, da alternatives Weideland nicht 
vorhanden ist und somit erhöhte Kosten sowie wirtschaftliche 
Nachteile für Ersatzbeschaffungen entstehen. Ebenfalls besteht 
durch den Flächenverlust das akute Risiko der Aufrechterhaltung 
der wirtschaftlichen Existenz. Die Gefährdung dieser sei an die-
ser Stelle hiermit angezeigt. 
B1.21: Darüber hinaus ergeben sich auch für die Anwohner und 
Betroffenen Altendorfs negative Konsequenzen, die aktiv die 
vorhandene Landschaft in der Freizeit nutzen (für die Hunde, 
Spaziergänge, Fahrradtouren, usw.), da die vorhandenen Wege 
und Flächen verschwinden und zusätzlicher Verkehr eine Gefahr 
darstellt. Damit sinkt für die Betroffenen die Lebensqualität, 
ebenso werden die Immobilienwerte aufgrund der jetzt vorhan-
denen exponierten Lage für die direkt Betroffenen weiter fallen. 
 
 
 
 
 
 
B1.22. Als ein eher triftiger Grund für das Bestreben einer Um-
widmung der Fläche 1.42 werden vielmehr die direkten persönli-
chen Vorteile aufgrund der Betroffenheit der Eigentümer ange-
nommen. Diese sind u.a. die Stadt Holzminden als auch Mitglie-
der des Stadtrates. Eine persönliche Vorteilnahme ist daher zu 
vermuten, da der Verkauf der Ländereien als Bauland anstatt als 
Grünfläche einer wesentlichen Wertsteigerung unterliegt. Es ist 
insoweit u.a. zu prüfen, ob gegebenenfalls Amtsmissbrauch 
handelnder Personen und Entscheider mit zivil- und/oder straf-
rechtlicher Konsequenz vorliegt. 

Zu B1.20: Die dargestellten wirtschaftlichen Auswirkungen bis hin 
zur Existenzgefährdung von Pächtern betroffener Flächen sind hier 
eher als spekulativ anzusehen. Da Flächenumnutzungen generell  
nur bei Verkaufsbereitschaft der Grundeigentümer realisiert werden 
können, entsteht durch die geänderte Darstellung im Flächennut-
zungsplan allein noch keine geänderte Rechtsposition. Da der Flä-
chennutzungsplan allein behördenverbindlich ist, sind hier auch 
keine direkten Auswirkungen auf die Bürger (d.h. auch Grundeigen-
tümer und/oder Pächter) zu berücksichtigen.  
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.21: Die Wege können auch zukünftig für die Freizeitnutzung 
in Anspruch genommen werden. Somit ergibt sich hierdurch keine 
Verschlechterung. 
Insgesamt ist davon auszugehen, dass sich das Verkehrsaufkom-
men nur geringfügig erhöhen und auf die Schneckenbergstraße und 
die Theodor-Storm-Straße verteilen wird. Von einer Gefährdung 
durch den zusätzlichen Verkehr ist somit nicht auszugehen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu B1.22: Die Behauptung, die Änderung der Flächendarstellung 
diene der Bereicherung einzelner, wird hier zurückgewiesen. Die 
den Ratsfrauen und –herren gemäß Nieders. Kommunalverfas-
sungsgesetz obliegenden Pflichten sind nicht verletzt worden. Dies-
bezügliche Vermutungen entbehren jeglicher Grundlage. Zur Dar-
stellung der Fläche 1.42 als Wohnbaufläche sind ausschließlich 
städtebauliche Gründe ausschlaggebend. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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B1.23: Abschließend bleibt zu erwähnen, dass sowohl das Ver-
fahren als solches als auch die fachplanerischen Ausarbeitungen 
teils gravierende Mängel aufweisen. Aufgrund der dargelegten 
Gründe fordern wir, hiermit ist auch die sich bildende Bl „Horst-
berg Altendorf― gemeint, Sie auf, in der Neuaufstellung des Flä-
chennutzungsplans die Fläche 1.42 abschließend als potentiel-
les Wohnbauland zu streichen. 
 

Zu B1.23: Im Rahmen der Abwägung konnte dargelegt werden, 
dass weder das Aufstellungsverfahren gemäß Baugesetzbuch, 
noch die Ausarbeitung des Planentwurfes Mängel aufweisen. Über 
die künftige Darstellung der Fläche 1.42 im Flächennutzungsplan ist 
letztendlich durch die politischen Gremien zu entscheiden.  
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. Der 
Hinweis auf die Bürgerinitiative wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

B2 Bürger 2 
37603 Holzminden 
vom 06.10.2015 
 

B2: Dem o.a. Plan widerspreche ich in vollem Umfang. 
Begründung folgt. 

Zu B2: Da seitens des Einwenders keine Begründung vorgebracht 
wurde, kann diesbezüglich auch keine Abwägung erfolgen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

lfd. Nr. 
Beh. 

Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 Rückmeldungen ohne Anregungen und/oder Hinweisen 

18 Kreis Höxter 
vom 21.10.2015 
 

  

44 Wasser- und Schiff-
fahrtsamt Hann. Mün-
den, 
vom 28.09.2015 
 

  

61 Stadt Holzminden 
Hoch- und Tiefbau 
Heinrich Gundelach 
vom 16.09.2015 
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 Rückmeldungen mit Anregungen und/oder Hinweisen 

1 Amt für regionale Lan-
desentwicklung Braun-
schweig, 
vom 23.10.2015 

1.1: In Vertretung für die Stiftung Braunschweigischer Kulturbe-
sitz, mit dem Teilvermögen der Braunschweig-Stiftung, erhebe 
ich -wie soeben telefonisch besprochen - keine Einwendungen 
hinsichtlich der geplanten F-Plan-Planungen. Die Änderung für 
das Stiftungsgut Allersheim (Ziff. 1.7) von der „Fläche für die 
Landwirtschaft" in eine „gemischte Baufläche" sollte weiterhin 
uneingeschränkt die vorrangige Bewirtschaftung der umliegen-
den landwirtschaftlichen Flächen ermöglichen; die von der 
Landwirtschaft ausgehenden Immissionen sind ohne Einschrän-
kungen auch nach einer planungsrechtlichen Änderung hinzu-
nehmen. 
 
1.2: Im Übrigen bitte ich in den Unterlagen das Stiftungsgut Al-
lersheim als solches zu bezeichnen - es handelt sich nicht um 
eine Domäne oder einen Domänenhof (z.B. S. 35 und 76). 
 

Zu 1.1: ./. 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.2: Die Bezeichnung wird redaktionell korrigiert. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

3 BUND-Kreisgruppe 
Holzminden, 
vom 22.10.2015 
 

3.1: Wir sehen nicht die Notwendigkeit, die Kleingartenflächen 
(in der Begründung Nr. 1.1(A) und 1,17) in Flächen für die 
Landwirtschaft umzuwandeln, da Hochwasser nur in Abständen 
von mehreren Jahren auftreten und die Gärten kein wirkliches 
Abflusshindernis darstellen. Davon abgesehen ist es aus Sicht 
des Hochwasserschutzes, überhaupt nicht erwünscht, das Was-
ser so schnell wie möglich abfließen zu lassen/ sondern es zu-
rückzuhalten. Das steckt auch in dem Wort Retentionsfläche. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 3.1: Aufgabe von Retentionsraum ist es, bei Überschwemmun-
gen den Hochwasserpegel möglichst gering zu halten, also ein wei-
teres ansteigen des Pegels zu vermeiden. In den betreffenden Be-
reichen befinden sich die überwiegend nicht genehmigten Lauben 
der Freizeitgärten (Schwarzbauten). Diese können wegen der neu-
en, vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete auch nicht 
mehr postum genehmigt werden. Die Gartennutzungen müssen 
daher aufgegeben werden. Weiterhin handelt es sich hierbei um 
eine konsequente Umsetzung gesetzlicher Vorgaben. Innerhalb der 
Überschwemmungsgebiete dürfen keine neuen Planungen und 
Bauwerke genehmigt werden (Planungsverbot gemäß Wasser-
haushaltsgesetz). 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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3.2: Die Aussage „Aufgrund der starken anthropogenen Nutzung 
sind besonders schützenswerte Pflanzen und Tiere nicht zu 
erwarten." scheint pauschal formuliert und nicht überprüft zu 
sein. Selbstverständlich weisen Kleingartenflächen durch ihre 
große Strukturvielfalt eine größere Artenvielfalt als landwirt-
schaftliche Flächen auf, selbst wenn keine Arten der Roten Liste 
gefunden werden. In Kleingartenanlagen nisten zahlreiche be-
sonders geschützte Vogelarten. Fledermausquartiere (Fleder-
mäuse sind „streng geschützt") sind möglich. Auch andere be-
sonders oder streng geschützte Arten können hier ihren Lebens-
raum haben. Vor einer eventuellen Umwandlung der Kleingärten 
in landwirtschaftlich genutzte Gebiete ist daher detailliert zu 
prüfen, ob diese unter Berücksichtigung artenschutzrechtlicher 
Belange zulässig ist. Falls ja, muss geprüft werden, wie und 
wann solche Maßnahmen so durchgeführt werden können, dass 
sie mit dem Artenschutzrecht in Einklang zu bringen sind (z.B. 
Entfernen von Gehölzen oder anderen Vogelbrutstätten nur im 
Winterhalbjahr). Ein Ausgleich für verloren gehende Lebens-
räume muss sichergestellt werden! 
 
3.3: Die Aussage „Durch Entsiegelungen im Bereich der Klein-
gärten kommt es zu einer Verbesserung für das Schutzgut Bo-
den." halten wir für unbedeutend, da der Versiegelungsgrad auf 
solchen Flächen üblicherweise gering ist. 
 
 
 
 
3.4: Der Aussage „Durch die Planänderung sind keine erhebli-
chen Verschlechterungen für Tiere und Pflanzen zu erwarten." 
widersprechen wir entschieden! 
 
 
 
 
 

Zu 3.2: Die Bestimmungen zum Artenschutz sind im Bundesnatur-
schutzgesetz insbesondere im § 44 festgeschrieben und gelten 
ohnehin. Bei späteren konkreten Abrissarbeiten ist deshalb darauf 
zu achten, dass die Gesetzesvorgaben eingehalten werden. Dieses 
ist jedoch nicht die Aufgabe dieser Flächennutzungsplanung. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme ist bei Aufgabe der Klein-
gartennutzungen zu beachten. Im Rahmen der Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplanes besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.3: Auch die Rücknahme geringer Versiegelungsflächen führt 
zu lokalen Verbesserungen für das Schutzgut Boden. Die Ausfüh-
rung des Umweltberichtes ist somit als richtig anzusehen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 3.4: Es wird planerisch eine anthropogene Nutzung zu Gunsten 
einer anderen anthropogenen Nutzung aufgegeben. Ein Lebens-
raum für Gartenvögel etc. wird verloren gehen und es entsteht ein 
Lebensraum für Feld- und Wiesenvögel. Stellt sich bei den konkre-
ten Maßnahmen später eine derzeit nicht absehbare Betroffenheit,  
z.B. der streng geschützten Fledermaus heraus, so ist darauf ent-
sprechend der gesetzlichen Vorgaben zu reagieren und eine mögli-
che lokale Population durch geeignete Maßnahmen zu schützen. 
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3.5: Weiterhin sehen wir soziale Aspekte, die hier zu berücksich-
tigen sind. Daher stellen die vorgesehenen Ersatzflächen am 
östlichen bzw. südöstlichen Ortsrand eine unzumutbare Härte 
für viele der jetzigen Nutzer dar. 
 
 
 
 
 
3.6: Die Liste der Naturdenkmale im Stadtgebiet ist nicht aktuell, 
so fehlt z.B. ND l, eine große Kastanie auf dem Kiesberg. Hin-
gegen existiert die Hemlocktanne (ND 192) schon seit einigen 
Jahren nicht mehr. 

Diese Detailschärfe übertrifft jedoch die planerischen Möglichkeiten 
eines Flächennutzungsplanes, zumal dieser auch nicht auf direkten 
Vollzug ausgelegt ist. Bis zur Umsetzung eines hier dargelegten 
planerischen Ziels können Jahre vergehen und das Arteninventar 
einer Fläche kann sich ändern. Zudem kommt es auch auf die je-
weilige Nutzungsintensität an. An dieser Stelle wird allein die Nut-
zungsänderung von Kleingärten in Landwirtschaftsflächen beurteilt, 
woraus sich zunächst keine konkrete Abnahme des Biotoppoten-
tials für Tiere und Pflanzen ergibt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 3.5: Die vorhandenen Gartenanlagen werden nicht unmittelbar 
mit Wirksamwerden des Flächennutzungsplanes aufgegeben. Es 
handelt sich hierbei eher um ein längerfristiges Ziel. Von einer un-
zumutbaren Härte ist somit nicht auszugehen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 3.6: Die Liste der Naturdenkmale wird redaktionell berichtigt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

11 Westfalen Weser Netz 
GmbH, Höxter 
vom 13.10.2015 

11.1: Den Entwurf zur Neuaufstellung des Flächennutzungspla-
nes der Stadt Holzminden haben wir erhalten. 
Die Belange der Westfalen Weser Netz GmbH sind unter Punkt 
„8.0 Hinweise" ausreichend berücksichtigt worden. 
Unser Schreiben vom 14.11.2014 behält weiterhin seine Gültig-
keit. 
Sollten Sie noch Fragen haben, sprechen Sie uns an oder nut-

Zu 11.1: In der Stellungnahme vom 14.11.2014 wurden einzelne 
Änderungen zu den Freileitungen und Umspannstationen vorgeb-
racht, die umgesetzt wurden. Die Änderungen haben daher bereits 
an der Auslegung teilgenommen. Somit besteht kein weiterer Hand-
lungsbedarf.  
 
Kein Beschluss notwendig 
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zen Sie unser E-Mail-Postfach Netzbau-Hoexter-
Holzminden@ww-energie.com. 
 

 

13 Niedersächsische Lan-
desforsten 
Forstamt Neuhaus, 
vom 28.10.2015 / 
29.10.2015 
 

28.10.2015: 
13.1: Zu der ausgelegten Planung nehme ich als Eigentümer von 
Grundstücksflächen im Plangebiet wie folgt Stellung: 
zu Punkt 1.44, 2.10 und 2,11: Auenbereich der Holzminde … 
Gemäß vorliegender Planung ist die Änderung von Flächen für 
Wald in Flächen für die Landwirtschaft vorgesehen. 
Die Formulierung: „Die Änderung (...) erfolgt hinsichtlich der Ziel-
setzung, den Auenbereich der Holzminde zu schützen und von 
einer forstwirtschaftlichen Nutzung freizuhalten. (...)" kann nicht 
akzeptiert werden. 
Nach dem BNatSchG § 5 ist bei Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege die besondere Bedeutung einer na-
tur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischerei 
Wirtschaft für die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft 
zu berücksichtigen. 
Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, 
naturnahe Wälder aufzubauen und diese ohne Kahlschläge 
nachhaltig zu bewirtschaften. 
Sofern die Bewirtschaftung von Waldflächen nach den Grund-
sätzen der „Langfristige, ökologische Waldentwicklung in den 
Niedersächsischen Landesforsten (LÖWE-Erlass), RdErl. d. ML 
v. 27. 2. 2013 — Erl. im Einvernehmen mit dem MU — erfolgt, 
wird von einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung ausgegan-
gen. 
Einer Umwandlung von Waldflächen in Flächen für Landwirt-
schaft sowie der Versagung einer forstwirtschaftlichen Nutzung 
vorhandener Waldflächen kann nicht zugestimmt werden. 
 
29.10.2015 
Aus Sicht der von den Niedersächsischen Landesforsten zu 
vertretenden Belange des Waldes und der Forstwirtschaft neh-
me ich zum oben genannten Vorhaben wie folgt Stellung: 
13.2: 1.12 Grünfläche südlich der Bahnanlage 0,5 ha 

 
Zu 13.1: Die Darstellung von Landwirtschaftsflächen statt Waldflä-
chen entlang dem Auenbereich der Holzminde erfolgte in Abstim-
mung mit dem Unterhaltungsverband Bever-Holzminde. Ziel dieser 
Änderungen ist es nicht, die Waldflächen zu roden. Vielmehr soll 
der Auenbereich in seiner vorhandenen Ausprägung geschützt und 
Aufforstungen in diesem Bereich vermieden werden. Zur Klarstel-
lung werden die Formulierungen in der Begründung redaktionell 
angepasst. Eine entsprechende Zustimmung der Forstbehörde ist 
unter 13.7 zu entnehmen. Weiterer Handlungsbedarf wird nicht 
gesehen, zumal die Freihaltung der Flächen auch durch den Land-
kreis Holzminden, Untere Naturschutzbehörde, begrüßt wird. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird dahingehend berück-
sichtigt, dass die Begründung an den entsprechenden Stellen re-
daktionell neu formuliert wird. Darüber hinaus werden die Bedenken 
zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 13.2: Die Darstellung als Grünfläche steht dem vorhandenen 
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Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes in 
Grünfläche „Abstandsgrün― möchte ich darauf hinweisen, dass 
auf dieser Fläche die Kriterien für Wald im §2 NWaldLG (3) er-
füllt werden. Demnach heißt es:  
Wald ist jede mit Waldbäumen bestockte Grundfläche, die auf-
grund ihrer Größe und Baumdichte einen Naturhaushalt mit ei-
genem Binnenklima aufweist. 
In der Beschreibung heißt es ohnehin, dass hier ein umfangrei-
cher Gehölzbewuchs vorhanden ist. Somit sollte aufgrund der 
derzeitigen Begebenheiten die Fläche als Wald und nicht als 
Grünfläche mit in den F-Plan aufgenommen werden. Ich weise 
vorsorglich darauf hin, dass dann bei späteren Planungen ent-
sprechende Eingriffe nach waldrechtlichen Belangen geprüft 
werden müssen. 
 
13.3: 1.21 Nachnutzung von Bahnflächen 10,81 ha 
Derzeit ist nicht abschließend feststellbar ob es sich bei der be-
schriebenen Fläche in Teilbereichen um Wald gemäß § 2 
NWaldLG (3) handelt. Bei der Aufstellung zukünftiger Be-
bauungspläne sollte dies jedoch nochmals überprüft werden um 
dann ggf. nach Waldrecht zu prüfen. 
 
 
 
 
 
 
13.4: 1.37. Nachnutzung Thomaskirche 
Im alten F-Plan ist der Bereich als Fläche für Gemeindebedarf 
darstellt und soll zukünftig als Wohnbaufläche und Grünfläche 
eingestellt werden. Mit der vorgesehenen Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes wird das Gebiet neu überplant. Insofern sind 
auch die nun vorliegenden tatsächlichen Verhältnisse zu berück-
sichtigen. 
In diesem Fall befindet sich auf einem Teil der dargestellten Flä-
che (hinter der Bebauung) Wald gemäß § 2 NWaldLG (3). 

Gehölzbestand nicht entgegen. Sie dient lediglich dazu, den Ab-
stand zwischen Wohnnutzung im Süden und Schienenverkehr im 
Norden zu wahren. Die Entwicklung einer Waldfläche ist hier nicht 
die planerische Absicht der Stadt Holzminden. Der Hinweis auf die 
waldrechtlichen Belange wird zur Kenntnis genommen. Flächen, die 
gemäß Landeswaldgesetz als solche geschützt sind, bleiben dies 
auch. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
13.3: Eine Überprüfung der Flächen auf Erfüllung der Waldeigen-
schaften gem. § 2 NWaldLG hat, wie richtig dargelegt, im Rahmen 
der späteren verbindlichen Bauleitplanung zu erfolgen. Die Flächen 
werden dann - wie oben bereits grundsätzlich beschrieben - gemäß 
ihrer tatsächlichen Ausprägung beurteilt. Sollte sich dann eine Be-
troffenheit von Wald gem. NWaldLG herausstellen, ist entsprechend 
zu verfahren. Das Landeswaldgesetz gilt ohnehin. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 

 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 13.4: Die Flächen südlich der Thomaskirche sind dem Stadtpark 
zuzuordnen. Somit werden sie auch folgerichtig als öffentliche 
Grünfläche, Zweckbestimmung „Park― dargestellt. Auch wenn in der 
Plangrundlage die Signatur für Wald enthalten ist, steht dieses nicht 
der Darstellung als Grünfläche entgegen. Die Anwendung des 
Waldgesetztes bleibt hiervon unberührt. Hier besteht ein rechtskräf-
tiger Bebauungsplan, der berücksichtigt werden muss. Die neue 
Darstellung ist somit zugunsten des Waldes. 
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Aufgrund dieser vorliegenden Verhältnisse, die sogar in der bis-
herigen Signatur als Wald dargestellt werden, müssen daher die 
Voraussetzungen der Waldumwandlung nach § 8 NWaldLG 
berücksichtigt werden, wenn der Wald bei späteren Planungen in 
eine andere Nutzungsart überführt werden soll. 
Aufgrund der derzeitigen Begebenheiten sollte die Fläche hinter 
der Bebauung als Wald mit in den F-Plan aufgenommen werden. 
 
13.5: 1.38. Maßnahmenfläche östlich des LSH 
Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes 
von Fläche für die Landwirtschaft in Maßnahmenfläche, möchte 
ich darauf hinweisen, dass die Fläche von drei Seiten mit Wald 
umschlossen ist und die beabsichtigten Maßnahmen keine nega-
tiven Auswirkungen auf den Wald zu Folge haben sollten. 
Da im Weiteren nicht beschrieben wurde um welche Art der 
Maßnahme es sich handelt, möchte ich darauf hinweisen, dass 
bei zukünftigen Planungen auf eine geeignet Abstandsregelung 
zum Wald geachtet werden muss. 
 
13.6: 1.39 Bundeswehr Landungsübungsplatz 
Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes 
von Fläche für Wald in Wohnbaufläche, Sonderbaufläche LSH 
und BW, sowie Fläche für Landwirtschaft möchte ich darauf hin-
weisen, dass in Teilbereichen Wald gemäß § 2 NWaldLG (3) 
betroffen ist. 
Im § 2 NWaldLG heißt es: (3) Wald ist jede mit Waldbäumen 
bestockte Grundfläche, die aufgrund ihrer Größe und Baumdich-
te einen Naturhaushalt mit eigenem Binnenklima aufweist. 
Somit sollten aufgrund der derzeitigen Begebenheiten die tat-
sächlichen Waldflächen auch als Wald mit in den F-Plan aufge-
nommen bzw. beibehalten werden. 
Ich weise zudem darauf hin, dass dann bei späteren Planungen 
nach waldrechtlichen Belangen (Waldumwandlung nach § 8 
NWaldLG) geprüft werden muss. 
 
 

Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 

 
 
 
 
 
Zu 13.5: Wie in der Begründung beschrieben, handelt es sich bei 
dieser Fläche um eine Anpassung an einen rechtskräftigen Be-
bauungsplan. Die dort festgesetzten Maßnahmen sind bereits um-
gesetzt. Daher wurden diese im Rahmen der Neuaufstellung auch 
nicht neu beschrieben. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
Zu 13.6: Die mit Wald bestandenen Teilbereiche befinden sich in 
der Sonderbaufläche Bundeswehr. Der Wohnbaufläche, der Son-
derbaufläche Landschulheim und der Fläche für die Landwirtschaft 
wurden lediglich Wegeparzellen zugeordnet. 
Durch die geänderte Darstellung soll keine Rodung der Waldflächen 
vorbereitet werden. Vielmehr dient die Änderung der Sicherung der 
Bundeswehrflächen (hier: Landübungsplatz). Darüber hinaus befin-
den sich diese Flächen in der Planungshoheit des Bundes. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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13.7: 1.44 Auenbereich der Holzminde östlich der K50 (17,86 
ha) 
Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes 
von Fläche für Wald in Fläche für die Landwirtschaft muss ich 
darauf hinweisen, dass diese Änderung zu einer Waldumwand-
lung nach § 8 NWaldLG führen würde, da es sich bei der ge-
nannten Fläche um Wald gemäß § 2 NWaldLG (3) handelt. So-
mit müssten die Kriterien nach § 8 NWaldLG und deren Ausfüh-
rungsbestimmungen überprüft werden, ob eine Waldumwand-
lung zulässig ist. 
Die Formulierung: „Die Änderung (…) erfolgt hinsichtlich der 
Zielsetzung, den Auenbereich der Holzminde zu schützen und 
von einer forstwirtschaftlichen Nutzung freizuhalten. (…)―. „West-
lich der Kreistrasse, wird die Darstellung an die tatsächlichen 
forstwirtschaftliche Nutzung angepasst―, kann nicht unterstützt 
werden. 
Im Umweltbericht wird festgestellt, dass im RROP lediglich vor-
gesehen wird, dass die Bereiche der Holzminde von der Auffors-
tung freizuhalten sind. Diese Formulierung wäre auch im neuen 
F-Plan vertretbar. 
Die Baumbestände und Freiflächen innerhalb der von Ihnen 
bezeichneten Fläche stehen in einem ökologisch, funktionalen 
Zusammenhang mit den angrenzenden Waldflächen. Abschnitt-
sweise handelt es sich auch um geschlossene Ufersaumwälder 
die z.T. unmittelbar an die anschließenden dichten Waldbestän-
de angrenzen. 
Im § 2 NWaldLG heißt es: 
(3) Wald ist jede mit Waldbäumen bestockte Grundfläche, die 
aufgrund ihrer Größe und Baumdichte einen Naturhaushalt mit 
eigenem Binnenklima aufweist. 
(4) Zum Wald im Sinne des Absatzes 3 gehören auch 
1. kahl geschlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, 
Schneisen, Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldblö-
ßen, Lichtungen, Waldwiesen, mit dem Wald zusammenhän-
gende und ihm dienende Wildäsungsflächen und Wildäcker, 
3. Moore, Heiden, Gewässer und sonstige ungenutzte Länderei-

Zu 13.7: Die Stellungnahmen zu den Änderungsflächen 1.44, 2.10 
und 2.11 sind inhaltlich identisch und werden daher gemeinsam 
abgewogen. 
Ziel dieser Änderungen ist es nicht, die Waldflächen zu roden. 
Vielmehr soll der Auenbereich in seiner vorhandenen Ausprägung 
geschützt und Aufforstungen in diesem Bereich vermieden werden. 
Zur Klarstellung werden die Formulierungen in der Begründung 
redaktionell angepasst. Eine entsprechende Zustimmung der Forst-
behörde ist den Stellungnahmen bereits zu entnehmen. Weiterer 
Handlungsbedarf wird nicht gesehen, zumal die Freihaltung der 
Flächen auch durch den Landkreis Holzminden, Untere Natur-
schutzbehörde, begrüßt wird. 
Flächen, die gemäß Landeswaldgesetz als solche geschützt sind, 
bleiben dies auch. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahmen werden dahingehend 
berücksichtigt, dass die Begründung an den entsprechenden Stel-
len redaktionell neu formuliert wird. Dies führt zu keiner Planände-
rung. Darüber hinaus werden die Einwendungen zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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en, die mit Wald zusammenhängen und natürliche Bestandteile 
der Waldlandschaft sind. 
Das Bundesnaturschutzgesetz definiert in § 30 BNatSchG ge-
setzlich geschützte Biotope. Das Niedersächsische Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz ergänzt diese in § 
24 Abs. 2 NAGBNatSchG. Demnach sind zum Beispiel Quellbe-
reiche, naturnahe Bereiche fließender Binnengewässer, natur-
nahe Bereiche stehender Binnengewässer, uferbegleitende na-
türliche oder naturnahe Vegetation, natürliche oder naturnahe 
Verlandungsbereiche, Altarme, regelmäßig überschwemmte 
Bereiche, hochstaudenreiche Nasswiesen, aber auch Bruch-, 
Sumpf- und Auenwälder sowie bachbegleitende Erlen-
Eschenwälder gesetzlich geschützte Biotope. 
Die bloße Existenz des Biotops, wo immer es sich auch befindet, 
genügt, um den besonderen Schutz auszulösen. Dieser Schutz 
bezweckt die Sicherung des derzeitigen Zustandes vor nachteili-
gen Veränderungen. 
Ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist in diesen Bereichen erlaubt, 
sofern sie keine erhebliche Beeinträchtigung in diesen Bereichen 
darstellt. 
 
2.10 Auenbereich der Holzminde östlich der K50 (9,31 ha) 
Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes 
von Fläche für Wald in Fläche für die Landwirtschaft muss ich 
darauf hinweisen, dass diese Änderung zu einer Waldumwand-
lung nach § 8 NWaldLG führen würde, da es sich bei der ge-
nannten Fläche um Wald gemäß § 2 NWaldLG (3) handelt. So-
mit müssten die Kriterien nach § 8 NWaldLG und deren Ausfüh-
rungsbestimmungen überprüft werden, ob eine Waldumwand-
lung zulässig ist. 
Die Formulierung: „Die Änderung (…) erfolgt hinsichtlich der 
Zielsetzung, den Auenbereich der Holzminde zu schützen und 
von einer forstwirtschaftlichen Nutzung freizuhalten. (…)―. „West-
lich der Kreistrasse, wird die Darstellung an die Tatsächlichen 
forstwirtschaftliche Nutzung angepasst―, kann nicht unterstützt 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe oben 
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Im Umweltbericht wird festgestellt, dass im RROP lediglich vor-
gesehen wird, dass die Bereiche der Holzminde von der Auffors-
tung freizuhalten sind. Diese Formulierung wäre auch im neuen 
F-Plan vertretbar. 
Die Baumbestände und Freiflächen innerhalb der von Ihnen 
bezeichneten Fläche stehen in einem ökologisch, funktionalen 
Zusammenhang mit den angrenzenden Waldflächen. Abschnitt-
sweise handelt es sich auch um geschlossene Ufersaumwälder 
die z.T. unmittelbar an die anschließenden dichten Waldbestän-
de angrenzen. 
Im § 2 NWaldLG heißt es: 
(3) Wald ist jede mit Waldbäumen bestockte Grundfläche, die 
aufgrund ihrer Größe und Baumdichte einen Naturhaushalt mit 
eigenem Binnenklima aufweist. 
(4) Zum Wald im Sinne des Absatzes 3 gehören auch 
1. kahl geschlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, 
Schneisen, Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldblö-
ßen, Lichtungen, Waldwiesen, mit dem Wald zusammenhän-
gende und ihm dienende Wildäsungsflächen und Wildäcker, 
3. Moore, Heiden, Gewässer und sonstige ungenutzte Länderei-
en, die mit Wald zusammenhängen und natürliche Bestandteile 
der Waldlandschaft sind. 
Das Bundesnaturschutzgesetz definiert in § 30 BNatSchG ge-
setzlich geschützte Biotope. Das Niedersächsische Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz ergänzt diese in § 
24 Abs. 2 NAGBNatSchG. Demnach sind zum Beispiel Quellbe-
reiche, naturnahe Bereiche fließender Binnengewässer, natur-
nahe Bereiche stehender Binnengewässer, uferbegleitende na-
türliche oder naturnahe Vegetation, natürliche oder naturnahe 
Verlandungsbereiche, Altarme, regelmäßig überschwemmte 
Bereiche, hochstaudenreiche Nasswiesen, aber auch Bruch-, 
Sumpf- und Auenwälder sowie bachbegleitende Erlen-
Eschenwälder gesetzlich geschützte Biotope. 
Die bloße Existenz des Biotops, wo immer es sich auch befindet, 
genügt, um den besonderen Schutz auszulösen. Dieser Schutz 
bezweckt die Sicherung des derzeitigen Zustandes vor nachteili-
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gen Veränderungen. 
Ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist in diesen Bereichen erlaubt, 
sofern sie keine erhebliche Beeinträchtigung in diesen Bereichen 
darstellt. 
 
2.11 Auenbereich der Holzminde Darstellung im Plan 1 (9,58 
ha) 
Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes 
von Fläche für Wald in Fläche für die Landwirtschaft muss ich 
darauf hinweisen, dass diese Änderung zu einer Waldumwand-
lung nach § 8 NWaldLG führen würde, da es sich bei der ge-
nannten Fläche um Wald gemäß § 2 NWaldLG (3) handelt. So-
mit müssten die Kriterien nach § 8 NWaldLG und deren Ausfüh-
rungsbestimmungen überprüft werden, ob eine Waldumwand-
lung zulässig ist. 
Die Formulierung: „Die Änderung (…) erfolgt hinsichtlich der 
Zielsetzung, den Auenbereich der Holzminde zu schützen und 
von einer forstwirtschaftlichen Nutzung freizuhalten. (…)―. „West-
lich der Kreistrasse, wird die Darstellung an die Tatsächlichen 
forstwirtschaftliche Nutzung angepasst―, kann nicht unterstützt 
werden. 
Im Umweltbericht wird festgestellt, dass im RROP lediglich vor-
gesehen wird, dass die Bereiche der Holzminde von der Auffors-
tung freizuhalten sind. Diese Formulierung wäre auch im neuen 
F-Plan vertretbar. 
Die Baumbestände und Freiflächen innerhalb der von Ihnen 
bezeichneten Fläche stehen in einem ökologisch, funktionalen 
Zusammenhang mit den angrenzenden Waldflächen. Abschnitt-
sweise handelt es sich auch um geschlossene Ufersaumwälder 
die z.T. unmittelbar an die anschließenden dichten Waldbestän-
de angrenzen. 
Im § 2 NWaldLG heißt es: 
(3) Wald ist jede mit Waldbäumen bestockte Grundfläche, die 
aufgrund ihrer Größe und Baumdichte einen Naturhaushalt mit 
eigenem Binnenklima aufweist. 
(4) Zum Wald im Sinne des Absatzes 3 gehören auch 

 
 
 
 
 
Siehe oben 
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1. kahl geschlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, 
Schneisen, Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldblö-
ßen, Lichtungen, Waldwiesen, mit dem Wald zusammenhän-
gende und ihm dienende Wildäsungsflächen und Wildäcker, 
3. Moore, Heiden, Gewässer und sonstige ungenutzte Länderei-
en, die mit Wald zusammenhängen und natürliche Bestandteile 
der Waldlandschaft sind. 
Das Bundesnaturschutzgesetz definiert in § 30 BNatSchG ge-
setzlich geschützte Biotope. Das Niedersächsische Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz ergänzt diese in § 
24 Abs. 2 NAGBNatSchG. Demnach sind zum Beispiel Quellbe-
reiche, naturnahe Bereiche fließender Binnengewässer, natur-
nahe Bereiche stehender Binnengewässer, uferbegleitende na-
türliche oder naturnahe Vegetation, natürliche oder naturnahe 
Verlandungsbereiche, Altarme, regelmäßig überschwemmte 
Bereiche, hochstaudenreiche Nasswiesen, aber auch Bruch-, 
Sumpf- und Auenwälder sowie bachbegleitende Erlen-
Eschenwälder gesetzlich geschützte Biotope. 
Die bloße Existenz des Biotops, wo immer es sich auch befindet, 
genügt, um den besonderen Schutz auszulösen. Dieser Schutz 
bezweckt die Sicherung des derzeitigen Zustandes vor nachteili-
gen Veränderungen. 
Ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist in diesen Bereichen erlaubt, 
sofern sie keine erhebliche Beeinträchtigung in diesen Bereichen 
darstellt. 
 
13.8: 3.2. Jugendherberge Silberborn 
Gegen die Veränderung der Darstellung in Sonderbaufläche gibt 
es keine Einwände. Sollten aber zukünftig bauliche Maßnahmen 
auf der Fläche geplant werden, so sollte eine adäquate Ab-
standsregelung zum angrenzenden Wald im Südwest berück-
sichtigt werden. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 13.8: Die Stellungnahme ist im Rahmen einer möglichen Erwei-
terungsplanung der Jugendherberge zu beachten. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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13.9: 3.3 Fläche am Jugendfreizeitheim 2,66 ha 
Bei der vorgesehenen Änderung des Flächennutzungsplanes 
von Sonderbau- und Wohnbaufläche in Wald, Fläche für den 
Gemeinbedarf und Wohnfläche muss darauf hingewiesen wer-
den, dass es sich bei der Fläche um Wald im Sinne von § 2 
NWaldLG (3) handelt. 
Im § 2 NWaldLG heißt es: 
(3) Wald ist jede mit Waldbäumen bestockte Grundfläche, die 
aufgrund ihrer Größe und Baumdichte einen Naturhaushalt mit 
eigenem Binnenklima aufweist. 
(4) Zum Wald im Sinne des Absatzes 3 gehören auch 
1. kahl geschlagene oder verlichtete Grundflächen, Waldwege, 
Schneisen, Waldeinteilungs- und Sicherungsstreifen, Waldblö-
ßen, Lichtungen, Waldwiesen, mit dem Wald zusammenhän-
gende und ihm dienende Wildäsungsflächen und Wildäcker. 
Somit müssen die Kriterien einer Waldumwandlung nach § 8 
NWaldLG und deren Ausführungsbestimmungen bei später 
nachfolgenden Verfahren und anderweitiger Nutzung überprüft 
werden. 
Sollte eine Waldumwandlung zulässig sein, so ist eine ange-
messene Abstandsregelung zwischen Wald und bebauten Flä-
chen empfehlenswert. 
Die Änderung in Fläche für Forstwirtschaft ist begrüßenswert, da 
es sich faktisch um Wald handelt. 
 
13.10: Teilbereich B2 in Silberborn 
Die Änderung in Fläche für Forstwirtschaft ist begrüßenswert, da 
es sich faktisch um Wald handelt. 
Sollte es auf angrenzenden Flächen zu einer Bebauung kom-
men, so ist eine angemessene Abstandsregelung zwischen 
Wald und bebauten Flächen empfehlenswert. 
 
 
13.11: Umweltbericht: 
Betrifft geplante Naturschutzgebiete und Zieltypen 
Im Umweltbericht wird auf den Landschaftsrahmenplan (LRP) 

Zu 13.9: Die Darstellung der Wohnbaufläche wurde an den Bestand 
angepasst und ist nicht parzellenscharf. Flächen, die gemäß Lan-
deswaldgesetz als solche geschützt sind, bleiben dies auch. 
Der zukünftig als Fläche für den Gemeinbedarf „Jugendfreizeitheim― 
dargestellte Bereich wird für mögliche Erweiterungen vorgehalten. 
Eine Waldumwandlung wird erst im Falle einer Bebauung, bzw. 
einer dafür durchgeführten Bebauungsplanaufstellung erforderlich. 
In diesem Fall sind dann auch die erforderlichen Waldabstände zu 
klären. 
 
Beschlussvorschlag: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 13.10: Handlungsbedarf ergibt sich erst wenn die Erweiterungs-
flächen des Jugendfreizeitheims in Anspruch genommen werden. 
 
Beschlussvorschlag: Die Zustimmung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 13.11: Die Grenzen der Natur- und Landschaftsschutzgebiete im 
Flächennutzungsplan basieren auf aktuellen Abgrenzungen, die 
durch den Landkreis Holzminden zur Verfügung gestellt wurden. 
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verwiesen. 
Dabei geht der Verfasser auf geplante Naturschutzgebiete 
(NSGs) ein, die im LRP von 1996 beschrieben wurden. Eine fast 
20 Jahre alte, bislang unverbindliche Fachplanung kann nicht im 
Rahmen einer behördenverbindlichen Flächennutzungsplanauf-
stellung ohne vorherige detaillierte Abstimmung rechtwirksam 
werden. Sollten damit die wie im RROP beschrieben Vorrangge-
biete für Natur-und Landschaft beschrieben werden, so wäre 
eine analoge Signatur analog des RROP denkbar. Eine Festle-
gung zukünftiger NSGs aufgrund einer vergangenen Fachpla-
nung sollte hier nicht Gegenstand einer verbindlichen Planung 
werden. Gleiches gilt für die Darstellung der Zieltypen. Die im 
LRP aufgestellten Zieltypen dürfen nicht Teil des F-Plans wer-
den, da hiermit in unzulässiger Weise in die Waldbewirtschaf-
tung eingegriffen würde. 
 
13.12: Ausgleich s.S.199 
Der Hinweis, dass im Rahmen nachfolgender verbindlicher Bau-
leitplanungen die Eingriffsregelung im Einzelfall zu prüfen ist, 
wird begrüßt. Hinweisen möchte ich an dieser Stelle nochmals, 
dass bei Waldbetroffenheiten gemäß Waldrecht (NWaldLG und 
Ausführungsbestimmungen) geprüft werden muss. 
 
13.13: Der Ausführung, „Um die Umsetzung von möglichen 
Maßnahmen im Auenbereich der Holzminde östlich der K 50, 
südlich der Kernstadt von Holzminden, zu erleichtern, wurde hier 
die Darstellung von „Fläche für Wald" in „Fläche für die Landwirt-
schaft" geändert. Hiermit wird vermieden, dass forstlich genutzte 
Flächen in der Aue entstehen und die Möglichkeit für die Ent-
wicklung von naturnahem Auengrünland mit einzelnen Gehölzen 
geschaffen (siehe Änderungsflächen 1.44, 2.10 und 2.11 in der 
Begründung)― muss widersprochen werden, wie schon detailliert 
zu den einzelnen Bereichen beschrieben, da es sich bei den 
Flächen um Wald handelt. 
 

Der Verfasser irrt somit, dass Darstellungen aus dem Landschafts-
rahmenplan entwickelt wurden. Auch wird der LRP nicht durch den 
vorliegenden Flächennutzungsplan rechtswirksam. Der Flächennut-
zungsplan greift in keinster Weise in die Waldwirtschaft ein. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 13.12: ./. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
Zu 13.13: Es wird auf die entsprechenden Abwägungen unter 13.7 
oben verwiesen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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16 Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH,  
Hannover 
vom 25.09.2014 
 

16.1: Die Vodafone Kabel Deutschland GmbH hat sich im Rah-
men der Behördenbeteiligung zu den Änderungsflächen wie folgt 
geäußert: 
Änderungsflächen 2.1 – 2.9, 3.1 – 3.7 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Ein-
wände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine Tele-
kommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neuver-
legung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit 
nicht geplant. 
 
Änderungsflächen 1.1 – 1.42, 2.10 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH gegen die von Ihnen geplante Maßnahme keine Einwän-
de geltend macht. 
In Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen 
unseres Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im 
Plangebiet werden wir dazu eine Stellungnahme mit entspre-
chender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand 
abgeben. 
 

Zu 16.1: ./. 

 

Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-

men. 

 

Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

19 Landkreis Holzminden 
vom 28.10.2015 

Zu dem Entwurf der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
möchten wir Ihnen folgende Hinweise geben:  
19.1: Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde:  
Aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange (UAB, UBB, 
UWB hier: Abwasserreinigung + Oberflächenentwässerung) 
bestehen zum vorliegenden neuen F-Plan der Stadt Holzminden 
keine grundsätzlichen Bedenken.  
Zur Klarstellung weise ich darauf hin, dass das auf Seite 148 
erwähnte Altlastenkataster nicht von der Stadt Holzminden ge-
führt wird. Ein entsprechendes Altlastenverzeichnis wird von der 
UBB des LK geführt.  
Wasserversorgung und Gewässerschutz  
Meine Belange/Hinweise sind soweit übernommen worden, ich 
habe keine weiteren Anmerkungen oder Bedenken.  
 

 
 
Zu 19.1: Die angesprochene Textstelle wird redaktionell korrigiert. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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19.2: Untere Naturschutzbehörde  
Aus naturschutzfachlicher Sicht gibt es keine grundsätzlichen 
Bedenken gegen den Planentwurf. Begrüßt werden die Rück-
nahme von Bauflächen, die Aufgabe der Kleingartennutzung in 
der Weseraue sowie die Freihaltung der Sollingtäler von Auffors-
tung. 
Anlass für die Planung war für den Bereich Natur und Landschaft 
vor allem die Aktualisierung der Schutzgebiete mit den sich dar-
aus ergebenen Anforderung an die Bauleitplanung. Auf eine 
detaillierte Grünordnungsplanung bzw. Landschaftsplanung wur-
de verzichtet.  
 
19.3: Zu Tab.3 S. 133ff: NSG HA 149 Hellental in Tabelle auf-
nehmen.  
Zu Tab 4 S. 136: ND Hol 132 ergänzen sowie auch die flächigen 
ND in die Tabelle aufnehmen, das sind ND Hol 1, Hol 49 und Hol 
144.  
 
 
19.4: „Diese Biotope befinden sich in der Mehrzahl…“: was 
soll hiermit ausgedrückt werden? Die gesetzlich geschützten 
Biotope sollten zumindest tabellarisch aufgelistet werden. Dabei 
ist darauf hinzuweisen, dass die damaligen § 28 b-Biotope (ge-
setzlich geschütztes Feuchtgrünland) nach der heutigen gesetz-
lichen Grundlage nur noch unter bestimmten Voraussetzungen 
unter den Schutz des zur Zeit gültigen § 30 BNatSchG fallen.  
 
19.5: Kreisentwicklung/Wirtschaftsförderung  
Verkehrsinfrastruktur  
Aus Sicht der von hier zu vertretenden Belange bestehen keine 
Bedenken  
Regionalplanung  
Keine weiteren Anmerkungen und Hinweise  
 
 
 

Zu 19.2: Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen.  
Zur Grünordnungsplanung siehe unter 19.6. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 19.3: Das angesprochene Naturschutzgebiet sowie das Natur-
denkmal werden redaktionell in den Umweltbericht aufgenommen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 19.4: Die angesprochenen Absatz wird redaktionell umformuliert 
und eine Liste der geschützten Biotope als Anlage angefügt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
Zu 19.5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
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19.6: Bauleitplanung  
Meine Kritik an dem fehlenden Baustein der Grünordnung bleibt 
weiter bestehen. Bei der Neuaufstellung eines Flächen-
nutzungsplanes geht es nicht nur um die Betrachtung der vorge-
nommen Änderungen, sondern um die Schaffung einer neuen 
Planungsgrundlage für die nächsten 10 bis 20 Jahre. Hierzu 
gehört die Aufarbeitung der einzelnen Grundlagen – wie die 
grundsätzliche Betrachtung der Grünordnung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
19.7: Zu den nicht dargestellten Denkmalen: Meine Kritik bei der 
frühzeitigen Trägerbeteiligung richtete sich nicht darauf, alle 
Denkmäler darzustellen. Es geht um die Darstellung überregio-
nal bedeutsamer oder die Stadt prägende Baudenkmäler. 
 

Zu 19.6: Grundsätzlich ist im Rahmen der Neuaufstellung eines 
Flächennutzungsplanes nicht zusätzlich ein städtisches Grünord-
nungskonzept aufzustellen. Bereits im Rahmen des Integrierten 
Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) wurden Ziele für die städti-
schen Freiraumstrukturen formuliert. Dieses bildet eine Grundlage 
des Flächennutzungsplanes. Um diesen Aspekt gerecht zu werden, 
wird das Kapitel 4.0 der Begründung redaktionell um entsprechende 
Ausführungen ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird dahingehend berück-
sichtigt, dass die Begründung redaktionell ergänzt wird. Die Anre-
gung zur Erstellung eines Leitplans „Grünordnung" wird nicht be-
rücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 19.7: Wie der Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung zu ent-
nehmen ist, wird aus Maßstabsgründen, d.h. insbesondere zur bes-
seren Lesbarkeit des Planwerkes darauf verzichtet, diese mit in den 
Flächennutzungsplan aufzunehmen. 
Durch die Kennzeichnung einzelner Baudenkmäler würden die üb-
rigen nichtgekennzeichnet dem Grunde nach abgewertet werden. 
Auch um eine solche Wertung zu vermeiden wird auf die Darstel-
lung von Baudenkmalen verzichtet. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

20 Landkreis Northeim 
vom 08.10.2015 
 

20.1: Zu dem o. g. Vorhaben habe ich den folgenden Fachbe-
reich meines Hauses angehört: 
Fachbereich Bauen und Umwelt (Bauplanung, Bodendenkmal-
pflege, Bauordnung, Brandschutz, Immissionsschutz, Wasser-
wirtschaft, Naturschutz, Abfall und Bodenschutz, Kreisstraßen, 
Raumordnung und Regionalplanung). 
Weiterhin wurden folgende Stellen beteiligt: Fachdienst 111.1 

Zu 20.1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
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„öffentliche Sicherheit", Fachdienst III.6 „Straßenverkehr", Fach-
dienst VII.3 „Gesundheitsdienste", S 3 „Wirtschaftsförderung und 
Tourismus" und der Fachbereich IX „Kreisabfallwirtschaft". 
Es werden keine grundsätzlichen Bedenken geäußert. 
 
20.2: Ich weise darauf hin, dass der Naturpark Solling-Vogler als 
Träger öffentlicher Belange beteiligt werden sollte. 
 

 
 
 
 
 
Zu 20.2: Die Belange des Naturpark Solling-Vogler im Hinblick auf 
die touristische Funktion sind im Rahmen der internen Beteiligung 
des Fachbereichs Tourismus berücksichtigt worden. Darüber hi-
nausgehende naturschutzrechtliche Belange wurden ebenfalls be-
rücksichtigt. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
 

21 Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen 
Hannover 
vom 15.10.2015 

21.1: Mit Schreiben vom 04.12.2014 haben wir im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung zu verschiedenen Änderungsgebieten 
Anregungen und Bedenken vorgetragen. Diesen ist im Rahmen 
der Abwägung nicht gefolgt worden. 
Mit der erneuten Beteiligung ergeben sich aus unserer Sicht 
neben den schon vorgetragenen Anregungen keine weiteren 
Hinweise. 
 
Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung: 
21.1: 1.5 Unter dem Kiekenstein  
Nach unserer Kenntnis liegt innerhalb dieser Fläche eine land-
wirtschaftliche Hofstelle (Severin GbR, Lindenallee 10) sowie 
eine Holzhandlung. Der landwirtschaftliche Betrieb ist aktuell 
bestrebt in den Außenbereich zu siedeln. Hier sollte geklärt wer-
den, wie lange die Hofstelle noch für eine landwirtschaftliche 
Nutzung benötigt wird.  
 
 
 
21.2: 1.9 Gewerbegebiet östlich Liebigstraße  
Bei den hier überplanten Flächen als Gewerbegebiet handelt es 
sich um wertvolle Ackerstandorte. Aus unserer Sicht bestehen 
aus diesem Grunde Bedenken, diese für eine Bebauung zu 

Zu 21.1: Es wird auf die Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung 
verwiesen. Änderungen haben sich inzwischen nicht ergeben. 
 
Beschlussvorschlag: Die Abwägung wird wie folgt bestätigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
Zu 21.1: Die Stadt Holzminden ist bestrebt, nach einer Aufgabe der 
Hofstelle hier Wohnnutzungen zu entwickeln. Diese Änderung des 
Flächennutzungsplanes bereitet somit planungsrechtlich die Flä-
chennutzung nach einer evtl. Umsiedelung vor. Sie hat jedoch keine 
Auswirkungen auf den derzeitigen Betrieb der Hofstelle. 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 21.2: Diese Flächen wurden bereits im Rahmen der wirksamen 
14. Änderung des Flächennutzungsplanes im Jahre 2003 für eine 
gewerbliche Nutzung vorgesehen. Insofern ist die planerische Ent-
scheidung und Genehmigung hierzu bereits vor geraumer Zeit er-
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überplanen. Diese Flächen sollten weiterhin in landwirtschaftli-
cher Nutzung verbleiben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
21.3: 1.42 Erweiterung des östlichen Ortsrandes  
Bei den Erweiterungsflächen für eine Wohnbebauung handelt es 
sich ebenfalls um wertvollen Ackerboden. Diese Flächen sollten 
keiner Versiegelung zugeführt werden und weiterhin in land-
wirtschaftlicher Nutzung verbleiben. Wir erheben aus diesem 
Grunde Bedenken gegen diese Planung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
21.4: 2.1 Fohlenplacken  
Hier wurde eine Wohnbaufläche in eine Fläche für die Landwirt-
schaft geändert. Bei den in dieser Fläche vorhandenen Häusern 
handelt es sich nach unserer Kenntnis nicht um landwirtschaftli-
che Hofstellen, sondern um Wohnhäuser.  
 

folgt. Hinzu kommt lediglich eine Fläche, die bisher für eine Sport-
platzerweiterung vorgesehen war.  
Die Flächen können ungeachtet der Darstellungen im Flächennut-
zungsplan bis zu einer tatsächlichen Inanspruchnahme in der land-
wirtschaftlichen Nutzung verbleiben. 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 21.3: Ein Ziel der Neuaufstellung ist die stärkere Konzentration 
der Wohnbauflächen auf die Kernstadt. Neue Wohnbauflächen 
werden in der Kernstadt nur im Änderungsgebiet 1.42 dargestellt. 
Im Gegenzug werden in den Ortsteilen Neuhaus und Silberborn 
sowie der Kernstadt Wohnbauflächen in der Summe um 3,86 ha 
zurückgenommen. Die Reserve an Wohnbaufläche nimmt somit - 
auf das gesamte Stadtgebiet bezogen - um 0,44 ha ab. Damit wird 
auch den berechtigten Belangen der Landwirtschaft Rechnung ge-
tragen, in dem Landwirtschaftsflächen so weit als möglich nicht zur 
Bebauung vorgesehen werden.  
 
Beschlussvorschlag: Der Bedenken werden zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 21.4:Bei den hier vorhandenen Gebäuden handelt es sich tat-
sächlich um vereinzelt stehende Wohnhäuser. Jedoch unterliegen 
die Flächen ansonsten eher einer landwirtschaftlichen bzw. gärtne-
rischen Nutzung. Künftig wird hier nicht mehr an dem bisherigen 
Ziel der Wohnbauflächenentwicklung festgehalten. Daher wurde die 
Darstellung in „Fläche für die Landwirtschaft“ geändert (siehe Be-
gründung). Die vorhandenen Gebäude behalten dabei dennoch 
ihren Bestandsschutz. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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24 Landesamt für Berg-
bau, Energie und Geo-
logie, Hannover 
vom 23.09.2015 

24.1: Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 24.11.2015, 
die nach wie vor gültig ist und die ich Ihnen als Kopie beilege. 
 
 
Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung: 
Aus Sicht des Fachbereiches Bergaufsicht CLZ wird zu o.g. 
Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 
24.1: Durch die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 
könnte eine Gashochdruckleitung der E.ON Avacon AG, Schil-
lerstraße 3, 38350 Helmstedt, im Bereich Plan 2 Holzminden 
betroffen sein. Bitte beachten Sie, dass im Bereich von Leitun-
gen Schutzstreifen zu beachten sind, die von Bebauung und tief 
wurzelnden Pflanzen freizuhalten sind. Bitte kontaktieren Sie den 
o.g. Leitungsbetreiber direkt, damit ggf. erforderliche Abstim-
mungsmaßnahmen eingeleitet werden können. 
 
 
24.2: Im Bereich Plan 3 - Neuhaus-Silberborn liegen 4 Bohrun-
gen aus den Jahren 1945/46 im FFH/NSG Mecklenbruch. Diese 
Bohrungen müssen weiterhin zur Gefahrenabwehr und in Notfäl-
len auch für schweres Gerät erreichbar sein. 
 

Name der Bohrung Rechtswert  Hochwert 

Mecklenbruch 2673 3538350 5738740 

Mecklenbruch 2876 3538780 5738840 

Mecklenbruch 2873 3538510 5738570 

Mecklenbruch 2869 3538400 5738450 

 
24.3: Aus Sicht des Fachbereiches Rohstoffwirtschaft wird zu 
o.g. Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 
Kap. 6.0 „Änderungsflächen", Abschnitt 6.1 „Holzminden". 
1.1 „Flächen nördlich der B64". Bereich Mitte, Fläche 3 
Der mittlere Teil dieser Änderungsfläche ist Teil des Rohstoffsi-
cherungsgebietes 1. Ordnung für Kies 4122 Ki/3. Sie ist im Lan-
des-Raumordnungsprogramm und im Regionalen Raumord-

Zu 24.1: Es wird auf die Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung 
verwiesen. Änderungen haben sich inzwischen nicht ergeben. 
 
Beschlussvorschlag: Die Abwägung wird wie folgt bestätigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 24.1: Die Avacon AG wurde im Rahmen der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung kontaktiert. Die Ferngasleitung und der Schutzstrei-
fen sind bereits in der Planzeichnung enthalten. Festsetzungen 
hinsichtlich Pflanzungen sind auf der Ebene der Bebauungspläne 
zu treffen. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 24.2: Da die angesprochenen Bohrpunkte außerhalb von Ort-
schaften und somit dargestellten Bauflächen im Wald liegen, ist 
eine Veränderung in der Erreichbarkeit der Bohrungen nicht zu 
erwarten. Eine bodenrechtliche Sicherung der Bohrungen kann im 
Flächennutzungsplan allerdings nicht erfolgen. Hierzu währen direk-
te Vereinbarungen des Landesamtes mit den betreffenden Grund-
eigentümern erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird hier zur Kenntnis genom-
men. 
 
Zu 24.3: Die hier aufgeführten Flächen werden nicht mehr zum 
Kiesabbau genutzt (ausgekiest) und daher renaturiert. Dementspre-
chend wird auch die Darstellung als Abbaugebiet im Flächennut-
zungsplan aufgehoben.  
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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nungsprogramm als Vorranggebiet für die Rohstoffgewinnung 
ausgewiesen. Im Flächennutzungsplan der Stadt Holzminden 
wurde der mittlere Teil der Fläche 3 bisher als Fläche für die 
Gewinnung von Bodenschätzen dargestellt. Nach unserem 
Kenntnisstand ist in diesem Bereich bisher kein Rohstoffabbau 
erfolgt. Daher sollte die Darstellung als Fläche für die Gewin-
nung von Bodenschätzen beibehalten werden. Darstellungen, 
die einem eventuellen späteren Abbau im Wege stehen, sollten 
vermieden werden. 
 
Kap. 6.0 „Änderungsflächen". Abschnitt 6.1 „Holzminden", 
1.1 „Flächen nördlich der B64", Bereich Ost, Flächen 6 & 7 
Die Änderungsfläche 6 und der östliche Teil der Fläche 7 sind 
Teil des Rohstoffsicherungsgebietes 1. Ordnung für Kies 4122 
Ki/3. Der Östliche Teil der Fläche 6 ist im Landes-
Raumordnungsprogramm und im Regionalen Raumordnungs-
programm als Vorranggebiet für die Rohstoffgewinnung ausge-
wiesen. 
Im Flächennutzungsplan der Stadt Holzminden wurden die Flä-
chen 6 und 7 bisher als Fläche für die Gewinnung von Boden-
schätzen dargestellt. Nach unserem Kenntnisstand sind die hier 
vormals vorhandenen Kiessande bereits abgebaut. Wir empfeh-
len, dies vor der Darstellung von anderen Flächennutzungen zu 
prüfen. Darstellungen, die einem möglichst vollständigen Abbau 
noch vorhandener Bodenschätze im Wege stehen, sollten ver-
mieden werden. 
 
24.4: Kap. 6.0 „Änderungsflächen", Abschnitt 6.1 „Holzmin-
den", 1.17 „Kleingartenanlage Bleiche" 
Die Änderungsfläche ist Teil des Rohstoffsicherungsgebietes 1. 
Ordnung für Kies 4122 Ki/4. Nach unserem Kenntnisstand ist im 
Bereich der Änderungsfläche bisher kein Rohstoffabbau erfolgt. 
Gegen die Darstellung als „Fläche für die Landwirtschaft" beste-
hen keine Bedenken, Darstellungen, die einem eventuellen spä-
teren Abbau im Wege stehen, sollten vermieden werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 24.4: Das Rohstoffsicherungsgebiet 4122 Ki/4 befindet sich au-
ßerhalb der Änderungsgebiete 1.17 und 1.40 (siehe rote Umran-
dungen in der Begründung). Die Flächendarstellungen bleiben im 
Bereich der Abbauflächen unverändert (Fläche für die Landwirt-
schaft und Wasserfläche, überlagert durch die Darstellung „Flächen 
für Abgrabungen sowie die Gewinnung von Bodenschätzen). 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird dem Grunde nach bereits 
gefolgt. 
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Kap. 6.0 „Änderungsflächen", Abschnitt 6.1 „Holzminden". 
1.40 „Industriegebiet Heineanger" 
Die Änderungsfläche ist Teil des Rohstoffsicherungsgebietes 1. 
Ordnung für Kies 4122 Ki/4. Nach unserem Kenntnisstand ist im 
Bereich der Änderungsfläche bisher kein Rohstoffabbau erfolgt. 
Darstellungen, die einem eventuellen späteren Abbau im Wege 
stehen, sollten vermieden werden. 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses 
bestehen unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 
 

Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

31 Avacon AG, Salzgitter 
vom 28.09.2015 

31.1 Unsere Stellungnahme vom 25.11.2015 gilt weiter fort. Er-
gänzend weisen wir daraufhin, dass die Gashochdruckleitung 
nicht überbaut und nicht überpflanzt werden darf. 
 
Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung: 
31.1: Im Verfahrensgebiet ist die Ferngasleitung GTL0000060 
(Delligsen - Lauenförde) verlegt. Diese Leitung ist in den Unter-
lagen zum Flächennutzungsplan (Plan 2 von 4) übernommen 
worden. 
Grundsätzlich erheben wir zu den Änderungspunkten keine Ein-
wände. Wir weisen jedoch darauf hin, dass die konkreten Pla-
nungen im Kreuzungs- und Näherungsbereich der Gashoch-
druckleitung im Einzelnen mit uns abzustimmen sind. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 

Zu 31.1: Die Hinweise sind im Rahmen möglicher Bebauungsplan-
verfahren zu beachten. Für den vorliegenden Flächennutzungsplan 
besteht kein weiterer Handlungsbedarf. Eine weitere Abwägung ist 
nicht erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

34 Staatliches Gewerbe-
aufsichtsamt Hildes-
heim 
vom 10.11.2015 

34.1: Aus der Sicht der von hier zu vertretenden Belange werden 
weder Bedenken noch Anregungen bzgl. o.a. Vorhaben vorge-
tragen. 
 
35.1: Ich weise darauf hin, dass in den Fällen, in denen durch 
Umwidmung zukünftig Allgemeine Wohngebiete unmittelbar an 
Gewerbegebiete angrenzen werden, hier die zulässigen Immis-
sionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete einzuhalten sind. 
(Nr. 1.28 Symrise, Nr. 1.35 Wohngebiet Köterbergblick). 

Zu 34.1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
 
Zu 35.1: Wie der Begründung zu entnehmen ist, erfolgt die Ände-
rung Nr. 1.28 als Anpassung an den rechtskräftigen Bebauungs-
plan, Nr. 1.35 an die tatsächliche Nutzung. Wohnnutzungen rücken 
nicht näher an die vorhandenen Betriebe, so dass sich die immissi-
onsschutzrechtliche Situation dem Grunde nach nicht ändert. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

35 Staatliches Baumana-
gement Südnieder-
sachsen, Hildesheim 
vom 26.10.2015 

35.1: Zu in Ihrem Schreiben vom 16.09.2015, das Sie u. a. auch 
an das Staatliche Baumanagement Südniedersachsen hinsich-
tlich der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) gerich-
tete haben, teile ich Ihnen in meiner Eigenschaft als Liegen-
schaftsbetreuer für die PiKaSo Kaserne in Holzminden unter 
Ziffern 6.0 Änderungsflächen 1.1, 1.11 u. 1.39 nachfolgendes 
mit. 
Grundsätzlich bestehen von hier gegen die geplante Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes keine Bedenken, jedoch muss 
die Erreichbarkeit des jeweiligen Standortes der Kaserne  
einschl. der Übungsplätze für alle Fahrzeuge der Landesvertei-
digung optimal gewährleistet sein. 
 

Zu 35.1: Die Flächen der Bundeswehr werden lediglich in ihrer Dar-
stellung geändert. Die Sicherung der Erschließung ist nicht Gegen-
stand der Flächennutzungsplanung. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
 

36 Stadt Höxter 
vom 16.10.2015 

Zu dem vorgelegten Planentwurf nehme ich wie folgt Stellung: 
36.1:  
1. Die Stadt Höxter begrüßt die Aufnahme der für das Weltkul-

turerbe „Karolingisches Westwerk und Civitas Corvey― be-
deutsamen historischen Sichtachsen in die Planzeichnung 
des Flächennutzungsplanes sowie erläuternde Aussagen in 
die Begründung. 
Dabei fehlt jedoch die historische Sichtbeziehung vom 
Steinkrug/Rutengrund, östlich der Weser unmittelbar gege-
nüber von Corvey (s. Sichtachse 10 in der Anlage meiner 
Stellungnahme vom 10.12.2014). Aus zwischenzeitlich er-
folgten weitergehenden Untersuchungen der visuellen Situa-
tion im Hinblick auf die Windenergienutzung im Stadtgebiet 
Höxter ist deutlich geworden, dass es sich hier um ein Bün-
del von Standpunkten handelt (Standpunkte 17.1 bis 17.5 in 
der anliegenden Karte). Diese bedeutende Sichtbeziehung 
sollte daher nachgetragen werden. 
Ich bitte diesbezüglich ferner den Widerspruch zwischen der 
Planzeichenerklärung - „sonstige Darstellungen"- und der 

 
Zu 36.1: Die fehlende Sichtachse wird zur Vervollständigung redak-
tionell ergänzt. 
Bei den in der Planzeichnung unter „Nachrichtliche Übernahme― 
zusammengefassten Darstellungen handelt es sich um durch Ver-
ordnung festgelegte Schutz- und Überschwemmungsgebiete. Unter 
„Sonstige Darstellungen― sind solche zusammengefasst, die hier 
auch gemäß Planzeichenverordnung aufzuführen sind (Geltungs-
bereich, belastete Böden) und für die in der Verordnung keine 
Plansymbole vorgesehen sind (Richtfunktrassen, Sichtachsen, 
zentraler Versorgungsbereich). Ein Widerspruch wird daher nicht 
gesehen. 
Die Bezeichnung der Sichtbezüge in Planzeichnung und Begrün-
dung werden entsprechend der Stellungnahme angepasst. 
Das Weltkulturerbe wurde im Umweltbericht nicht behandelt, weil 
es sich nicht im Stadtgebiet befindet. Die Sichtachsen waren Teil 
der Auslegung. Wegen der hohen regionalen Bedeutung werden 
Ausführungen zum Kulturgut redaktionell ergänzt. Es ergeben sich 
hierbei aber keine Beeinträchtigungen und/oder Wechselwirkungen 
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Begründung - „nachrichtliche Aufnahme" auszuräumen und 
in der Begründung wie auch in der Planzeichenerklärung 
einheitlich die Bezeichnung „Historische Sichtbezüge bzgl. 
Karolingisches Westwerk und Civitas Corvey" zu verwen-
den. 
Das Weltkulturerbe und dessen Berücksichtigung sollte zu-
dem im Kapitel Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter im 
Umweltbericht behandelt werden. 
 
 

36.2:  
2. Der geplanten Erweiterung von SO-Flächen für großflächi-

gen Einzelhandel im Bereich der Bülte um rd. 16,5 ha kann 
weiterhin nur zugestimmt werden, wenn eine Beschränkung 
auf nicht innenstadtrelevanten Einzelhandel erfolgt, indem 
die Zweckbestimmung des betreffenden SO 7 mit „Großflä-
chiger Einzelhandel mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten" 
konkretisiert wird. 
Der Abwägungsvorschlag des Planungsbüros Lauterbach zu 
meiner diesbezüglichen Anregung vom 10.12.2014 verweist 
berechtigterweise auf das Einzelhandelskonzept der Stadt 
Holzminden. Es ist insoweit konsequent, wenn die entspre-
chende Vorgabe des Einzelhandelskonzeptes im Flächen-
nutzungsplan umgesetzt wird. Aufgrund des Entwicklungs-
gebots setzt der Flächennutzungsplan den Rahmen für die 
aus ihm künftig entwickelten Bebauungspläne. 
 
 
 
 
 
 

36.3: Eine Kopie meiner Stellungnahme leite ich dem Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe - Denkmalpflege, Landschafts- 
und Baukultur in Westfalen -sowie der Bezirksregierung Detmold 
zu. 

mit anderen Schutzgütern. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird dahingehend berück-
sichtigt, dass die fehlende Sichtachse ergänzt und deren Bezeich-
nung in Begründung und Planzeichnung angepasst werden. In den 
Umweltbericht werden Ausführungen zum Weltkulturerbe aufge-
nommen. Die Unterscheidung zwischen nachrichtlichen Übernah-
men und sonstigen Darstellungen wird fortgeführt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 36.2: Die Sonderbaufläche „großflächiger Einzelhandel― im Be-
reich Bülte wird nicht um 16,5 ha erweitert. Vielmehr umfasst der 
Änderungsbereich mit 16,5 ha auch bereits dargestellte Sonderge-
biete „Einzelhandel― (9,2 ha). 
An dieser Stelle wird auf die folgende Abwägung zur frühzeitigen 
Behördenbeteiligung verwiesen, die weiterhin als richtig anzusehen 
ist: 
„Die Grundstücke innerhalb der Sonderbaufläche „Bülte“ sind fast 
vollständig durch Bebauungspläne überplant. Darüber hinaus gilt 
das Einzelhandelskonzept der Stadt Holzminden, welches einen 
zentralen Versorgungsbereich vorsieht. Dieser wurde in den Flä-
chennutzungsplan übernommen. Das Einzelhandelskonzept ist 
vom Rat der Stadt Holzminden beschlossen worden und bildet 
daher eine verbindliche Grundlage in der Bauleitplanung. Der Be-
darf einer weiteren Präzisierung im Flächennutzungsplan wird da-
her nicht gesehen.“ 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 36.3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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43 Unterhaltungsverband 
Bever-Holzminde, 
Holzminden 
vom 22.10.2015 

43.1: Bezüglich Ihrer Mail vom 02.10.2015 verweisen wir auf 
unsere Stellungnahme vom 22.01.2015. 
Hierin sind die Belange des UHV Bever-Holzminde ausreichend 
beschrieben und wir bitten um Einarbeitung der geforderten In-
halte in die Neuaufstellung des F-Plans der Stadt Holzminden. 
 
 
 
 
43.2: Bei der Berücksichtigung unserer allgemeinen Forderun-
gen zur Neuaufstellung sehen wir beispielsweise bei dem vorlie-
genden Entwurf keine Berücksichtigung, dies ist u.E. im Zuge 
einer nachhaltigen Stadtentwicklung nicht hinnehmbar. Ebenso 
verhält es sich bei der konkreten Forderung ausreichend großer 
Abstände zu Wohnbebauung u.ä.. 
Der Vollständigkeit halber fügen wir die Stellungnahme noch 
einmal diesem Schreiben bei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der frühzeitigen Beteiligung: 
43.1: Allgemeine Forderungen zur Neuaufstellung 
Grundsätzlich ist im Bereich der Gewässer II. Ordnung im ge-
samten Stadtgebiet darauf zu achten, dass aufgrund der erhebli-
chen Bedeutung für den Hochwasserschutz dem Erhalt und der 

Zu 43.1: Es wird auf die Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung 
verwiesen. Eine erneute Auseinandersetzung mit der Stellungnah-
me vom 22.01.2015 ist an dieser Stelle nicht erforderlich. 
 
Beschlussvorschlag: Die Abwägung wird wie unten aufgestellt auf-
recht gehalten. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 43.2 Die Forderungen des Unterhaltungsverbandes fanden sehr 
wohl Berücksichtigung. Aufgrund der Stellungnahme werden die 
Auenbereiche der Holzminde außerhalb der Ortschaften nunmehr 
als „Fläche für die Landwirtschaft― anstatt Wald dargestellt. Hier-
durch soll eine Aufforstung in den Auenbereichen vermieden wer-
den. Trotz unterschiedlicher Interessenlage (Stellungnahme der 
Nds. Landesforsten unter Nr. 13) wurde dem Ziele der Freihaltung 
der Auenbereiche Vorrang eingeräumt. Die Änderungen waren 
bereits Gegenstand der öffentlichen Auslegung. Auch werden keine 
neuen Bauflächen in den Überschwemmungsgebieten dargestellt. 
Die Forderung ausreichend großer Abstände zwischen Wohnbe-
bauung und den Gewässerläufen kann auf der Ebene des Flächen-
nutzungsplanes nicht gefolgt werden. Diese sind im gewählten 
Maßstab kaum ablesbar. Weiterhin geht durch die dargestellten 
vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiete eine ausreichende 
Anstoßwirkung aus. Ausreichende Abstände zwischen Wohnnut-
zungen und den Retentionsräumen sind auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung sicherzustellen. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 43.1: Die genannten Gewässer sind mit ihren jeweiligen Über-
schwemmungsgebieten im Flächennutzungsplan dargestellt. Es 
werden jedoch keine neuen Bauflächen innerhalb dieser Über-
schwemmungsgebiete dargestellt.  
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Rückgewinnung von Retentionsräumen, respektive sich frei ent-
wickelnden Auenbereichen, mehr Bedeutung zukommt. Dies ist 
nicht nur einem vorbeugenden Hochwasserschutz gerecht, son-
dern wird im Wasserhaushaltsgesetz (WHG), §§ 6, 29, … im 
Sinne einer entsprechend der EU-Wasserrahmenrichtlinie vor-
gegebenen Gewässerentwicklung des guten ökologischen Zu-
standes gefordert. Das Stadtgebiet von Holzminden durchfließen 
die beiden Gewässer Holzminde und Dürre Holzminde (im Ober-
lauf als Hasselbach), beide im Verbandsgebiet des UHV Bever-
Holzminde die Dürre Holzminde mit dem Hasselbach und die 
Holzminde ist im letzten Bewirtschaftungsplan der Gebietskoo-
peration Weser-Nethe als ein Schwerpunktgewässer und Was-
serkörper mit Priorität 1 als naturnahes Gewässer eingeteilt. 
Dies bedeutet, dass auch seitens der Stadt Holzminden eine 
besondere Verpflichtung gegenüber diesen Gewässern, nämlich 
eine Umsetzung der Forderungen der EU Wasserrahmenrichtli-
nie besteht. Dies sollte und muss sich auch in einem vorberei-
tenden Bauleitplan widerspiegeln. 
 
 
 
 
 
43.2: Für die Entwicklung und Gestaltung naturnaher Fließge-
wässer im urbanen Raum ist es sehr wichtig, Überschwem-
mungsgebiete und Auen, möglichst dem Zustand ihrer natürli-
chen Ausdehnung entsprechend nicht nur zu erhalten, sondern 
auch wo immer möglich neu auszuweisen. Dies dient, wie be-
reits oben erwähnt, nicht nur einer Dämpfung von Hochwasser-
abflussspitzen, mit ihren oft verheerenden Folgen und entspre-
chend wirtschaftlichen Schäden, sondern auch der Verbesse-
rung der ökologischen Bedingungen gemäß WHG und EU-
Wasserrahmenrichtlinie. Daher muss unserer Ansicht nach in 
einem so wichtigen Bauleitplan, wie dem Flächennutzungsplan 
der Stadt Holzminden die Gewässerentwicklung der das Stadt-
gebiet von Holzminden durchfließenden Gewässer in Bezug auf 

Von den dargestellten Überschwemmungsgebieten geht für die 
verbindliche Bauleitplanung eine Anstoßwirkung aus. Im Rahmen 
der Neuaufstellungen von Bebauungsplänen sind dann – sofern 
erforderlich – geeignete Maßnahmen zum vorbeugenden Hochwas-
serschutz zu treffen. Die Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes 
sind ohnehin zu beachten. Auf der Ebene des Flächennutzungspla-
nes besteht jedoch kein weiterer Handlungsbedarf. 
Die Abgrenzungen der Überschwemmungsgebiete bzw. vorläufig 
gesicherten Überschwemmungsgebiete wurden von der Unteren 
Wasserbehörde des Landkreises Holzminden zur Übernahme in 
den Flächennutzungsplan zur Verfügung gestellt. Eine weitere 
Ausweisung von Überschwemmungsgebieten bzw. Retentionsräu-
men ist Aufgabe der entsprechenden Fachbehörden. 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird dahingehend bereits ge-
folgt, dass keine neuen Bauflächen innerhalb der Überschwem-
mungsgebiete dargestellt werden. Die Anregungen hinsichtlich Re-
tentionsflächen und Maßnahmen an den Gewässern sind auf der 
Ebene der Bebauungspläne zu berücksichtigen. Auf der Ebene des 
Flächennutzungsplanes besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 43.2: Grundsätzlich ist die naturnahe Gestaltung und Entwick-
lung der Fließgewässer ein Ziel der Stadtplanung. Dieses kann hier 
– insbesondere im innerstädtischen Raum – aus Maßstabsgründen 
allerdings nicht dargestellt werden. Gewässerrandstreifen von fünf 
bis zehn Metern gehen im Maßstab 1:10.000 unter und sind dort 
kaum zu erkennen. 
In einem zwischenzeitlich erfolgten Abstimmungsgespräch mit dem 
Unterhaltungsverband wurde festgelegt, dass der Auenbereich der 
Holzminde entlang der K 50 anstatt als Waldfläche nurmehr als 
Landwirtschaftsfläche dargestellt wird. Hierdurch soll eine forstwirt-
schaftliche Nutzung der Auenbereiche vermieden werden. 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird dahingehend gefolgt, dass 
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eine mögliche Festsetzung oder sogar Neuausweisung von Re-
tentionsräumen stärker berücksichtigt werden, als im dies im 
vorliegenden Entwurf zur Zeit der Fall ist.  
Darüber hinaus müssen allgemeine Aussagen zur Gewässer-
entwicklung getroffen werden, hierzu gehören im speziellen Ziele 
und Maßnahmen, die verbindlich festgelegt werden. Nicht zuletzt 
kann davon auch eine zukunftsträchtige Stadtentwicklung auch 
im Sinne der Schaffung von verbindenden Grünelementen als 
Erholungsräume entlang der Gewässer profitieren. Konkret be-
deutet dies zum Beispiel die Ausweisung von Gewässerrand-
streifen, in denen eine Eigenentwicklung des Gewässers zuge-
lassen wird oder der Verbot von neuen Bauten, Verkehrsflächen 
o.ä. im Nahbereich entlang von Fließgewässern (fünf bis zehn 
Meter breite Auenentwicklung). 
 
43.3 In Bezug auf die Oberflächengewässer weist der im Rah-
men der Neuaufstellung des F-Plans erarbeitete Umweltbericht 
daraufhin, dass „die Fließgewässer der Stadt Holzminden insbe-
sondere im Bereich der … (hier fehlt der Zusammenhang leider!) 
noch ein deutliches Biotopentwicklungspotential aufweisen“. 
Dieser Aussage schließt sich der Unterhaltungsverband Bever-
Holzminde grundsätzlich an und fordert konkrete Aussagen zu 
einzelnen Bereichen. So werden desweiteren im Umweltbericht 
„Aufwertungsmaßnahmen von naturfernen Gewässerabschnit-
ten, besonders der Dürren Holzminde und der Holzminde im 
Stadtbereich“ gefordert. Auch hier vermissen wir die Ausweisung 
konkreter Bereiche und/oder konkreter Maßnahmen.  
Hiermit ist zum Beispiel auch die Entwicklung der Gewässer 
Dürre Holzminde und Holzminde im Bereich der Fa. Symrise, 
Werk Weser sowie im Bereich der Teichanlagen, des Haar-
mannplatzes und der Herrenbache gemeint. Hier müsste mittel- 
bis langfristig betrachtet zur Erreichung der nach WHG und EU-
Wasserrahmenrichtline geforderten Ziele Maßnahmen entwickelt 
werden, um die Erreichung der Ziele zu gewährleisten. Dies 
sollte unserer Meinung nach im F-Plan, z.B. als „zu renaturie-
rende Bereiche“ dargestellt werden. 

der Auenbereich der Holzminde außerhalb der Ortschaften als Flä-
che für die Landwirtschaft dargestellt wird. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 43.3: Der betreffende Satz wird im Umweltbericht richtig gestellt 
bzw. ergänzt. Die Ausweisung konkreter Maßnahmen kann inner-
halb dieses Verfahrens nicht geleistet werden (s.o.). 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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Im Folgenden werden die konkreten Änderungsbereiche des 
Entwurfs des F-Planes mit Ihren Inhalten aufgenommen und 
Forderungen seitens des UHV Bever-Holzminde dazu gestellt: 
 
43.4: Zu 1.15: Um die Jugendherberge 
Im Bereich östlich der Herrenbache geht das Mischgebiet direkt 
an das Gewässer heran. Hier ist darauf zu achten, dass sich die 
Nutzungen rechts und links der Herrenbache mindestens fünf bis 
zehn Meter entfernt befinden. Es dürfen keine neuen Bauten, 
Verkehrsflächen o.ä. im Bereich der Auen erlaubt werden. Ein 
naturnaher Gewässerausbau und – Gewässergestaltung sollte 
angestrebt werden. 
 
 
 
 
 
43.5: Zu 1.31: Nachnutzung der Flächen des ehemaligen 
Reitvereins 
In diesem Bereich ist unbedingt darauf zu achten, dass ein aus-
reichend großer Abstand zur Dürren Holzminde eingehalten 
wird. Das vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet der 
Dürren Holzminde muss mindestens freigehalten werden.  
Es wird ein Mindestabstand von fünf bis zehn Meter zur Bö-
schungskante des Gewässers gefordert, um einer dynamischen 
Gewässerentwicklung nicht entgegen zu stehen. Auf jeden Fall 
muss gewährleistet sein, dass die Wohnbebauung respektive die 
Nutzung der Gärten nicht bis zum Gewässer heran reichen kann. 
Dies gilt sowohl für die zukünftige Nachverdichtung im Westen 
als Wohnbaugebiet sowie der östlichen Flächen (Nutzung durch 
das Albert-Schweitzer-Therapeutikums als Sonderbaufläche). 
In anderen Bereichen hat sich gezeigt, dass Grundstücksbesit-
zer durch einen nicht sachgerechten Umgang mit dem Gewässer 
gegen das Ziel der EU-Wasserrahmenrichtlinie gewässerfremde 
Uferausbauten oder nicht Gewässer gerechte Pflegemaßnah-

 
 
 
 
 
Zu 43.4: Die neu dargestellte gemischte Baufläche grenzt an die 
Wasserflächen des ehemaligen Hafens, nicht des Herrenbaches. 
Beiderseits des Bachlaufes südlich der Änderungsfläche sind 
Landwirtschaftsflächen dargestellt. Eine Bebauung kann hier somit 
ausgeschlossen werden. Ein naturnaher Gewässerausbau ist nicht 
Aufgabe des Flächennutzungsplanes. 
 
Beschlussvorschlag: Der Anregung wird dahingehend bereits ge-
folgt, im Bereich des Herrenbaches keine neue Bebauung anzu-
streben. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 43.5: Hier wurde im Rahmen der Neuaufstellung lediglich eine 
gemischte Baufläche in Wohnbaufläche und Sonderbaufläche ge-
ändert. Im Bereich der dargestellten Wohnbaufläche wird eine 
Nachverdichtung angestrebt. Eine Beachtung der Vorgaben des 
Wasserhaushaltsgesetzes bezüglich des dargestellten Über-
schwemmungsgebietes muss im Rahmen der verbindlichen Bau-
leitplanung erfolgen. Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanver-
fahrens besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Beschlussvorschlag: Die Anregung ist auf der Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung zu beachten. Auf der Ebene des Flächennut-
zungsplanes besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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men vornehmen. Dies entspricht nicht dem im WHG festgesetz-
ten Ziel der Gewässerentwicklung, die der Unterhaltungsverband 
Bever-Holzminde ebenso wie die Stadt Holzminden gegenüber 
verpflichtet sind. Im Sinne einer breiten und zukunftsträchtigen 
Versorgung der Naherholung kann hier, wie in anderen Berei-
chen auch die Möglichkeiten einer fuß- bzw. sogar radläufigen 
Erschließung durch Wohnbebauung o.ä., die bis an das Gewäs-
ser reicht, damit ausgeschlossen werden. Eine weitgehend ei-
gendynamische Entwicklung sollte hier zugelassen werden. 
 
43.6: Zu 2.2: Wohngebäude am Sägewerk 
In diesem Bereich ist unbedingt darauf zu achten, dass ein aus-
reichend großer Abstand zur Holzminde eingehalten wird. Das 
vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet der Holzminde 
muss mindestens freigehalten werden. 
Es wird ein Mindestabstand von fünf bis zehn Meter zur Bö-
schungskante des Gewässers gefordert, um einer dynamischen 
Gewässerentwicklung nicht entgegen zu stehen. Auf jeden Fall 
muss gewährleistet sein, dass die Wohnbebauung respektive die 
Nutzung der Gärten oder wie hier der gewerblichen Nutzung 
nicht bis zum Gewässer heran reichen kann. In anderen Berei-
chen hat sich gezeigt, dass Grundstücksbesitzer durch einen 
nicht sachgerechten Umgang mit dem Gewässer gegen das Ziel 
der EU-Wasserrahmenrichtlinie gewässerfremde Uferausbauten 
oder nicht Gewässer gerechte Pflegemaßnahmen vornehmen. 
Dies entspricht nicht dem im WHG festgesetzten Ziel der Ge-
wässerentwicklung, die der Unterhaltungsverband Bever-
Holzminde ebenso wie die Stadt Holzminden gegenüber ver-
pflichtet sind. 
 
43.7: Zu 3.3: Fläche am Jugendfreizeitheim 
Der UHV Bever-Holzminde begrüßt den Wegfall des ursprüngli-
chen Sondergebietes und die Anpassung in Wald. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 43.6: Hier findet im Bereich der Holzminde keine Änderung der 
Flächennutzung statt. Das betroffene Wohngebäude befindet sich 
deutlich außerhalb des vorläufig gesicherten Überschwemmungs-
gebietes. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird nicht berücksichtigt und 
führt somit zu keiner Änderung. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 43.7: ./. 
 
Beschlussvorschlag: Die Zustimmung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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45 Bundesanstalt für In-
frastruktur, Umwelt-
schutz und Dienstleis-
tungen der Bundes-
wehr, Bonn 
vom 23.09.2015 
 

45.1: Durch die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Holzminden werden Belange der Bundeswehr berührt. Im 
nordöstlichen Stadtgebiet befinden sich der Pionierübungsplatz 
Holzminden samt Standortschießanlage und eine von dort aus-
gehende Hubschraubertiefflugstrecke.   
Das komplette Stadtgebiet befindet sich im Interessengebiet der 
Luftverteidigungsradaranlage Auenhausen in einer Entfernung 
von ca. 25 - 35 Kilometer Entfernung. Die Erfassungshöhe die-
ses Radars beträgt in diesem Gebiet zwischen 380m und 420m 
über NN. Ab dieser Höhe werden Gegenstände vom Radar er-
fasst und können daher auch verstärkt Störungen verursachen. 
Zudem gehört die Bundestraße 64 zum Militärstraßengrundnetz.   
Gegen grundsätzliche Ziele, einen zukunftsweisenden Fläche-
nnutzungsplan nach bereits vielen Änderungen und Berichtigun-
gen zu schaffen, der die Entwicklungspotentiale der Stadt Holz-
minden sichert und den Anforderungen des demographischen 
Wandels gerecht wird, bestehen seitens der Bundeswehr keine 
Bedenken.  
 

Zu 45.1: ./. 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
 

51 Ericsson, Backnang 
vom 22.09.2015 

51.1: Bei den von Ihnen ausgewiesenen Bedarfsflächen hat die 
Firma Ericsson bezüglich ihres Richtfunks keine Einwände oder 
spezielle Planungsvorgaben. 
 
 
 
51.2: Bitte berücksichtigen Sie, dass diese Stellungnahme nur 
für Richtfunkverbindungen des Ericsson – Netzes gilt. Bitte be-
ziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Deutsche Telekom, 
in Ihre Anfrage ein. 
Richten Sie diese Anfrage bitte an: 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
richtfunk-trassenauskunft-dttgmbh@telekom.de 
 
Von weiteren Anfragen bitten wir abzusehen. 

Zu 51.1: ./. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
Zu 51.2: Die Deutsche Telekom wurde ebenfalls beteiligt. Die Stel-
lungnahme wurde bereits berücksichtigt. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
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52 Telefónica Germany 
GmbH & Co. OHG 
vom 13.10.2015 
 

52.1: Aus Sicht der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG sind 
nach den einschlägigen raumordnerischen Grundsätzen die 
folgenden Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, 
um erhebliche Störungen bereits vorhandener Telekommunikati-
onslinien zu vermeiden: 
- es verlaufen fünf unserer Richtfunkverbindungen innerhalb des 
zu untersuchenden Plangebiets. 
- zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail 
drei digitale Bilder, welche den Verlauf unserer Punkt-zu-Punkt-
Richtfunkverbindungen verdeutlichen sollen. Die farbigen Linien 
verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen  von 
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG (zusätzliche Info: 
schwarze Verbindungen gehören zu E-Plus, werden aber in der 
Belange-Liste nicht aufgeführt). 
- im Umkreis von 250 m um unsere Funkstandorte herum dürfen 
keine Windenergieanlagen aufgebaut werden, um Störungen 
auszuschließen.  
 
Es gelten folgende Eckdaten für die Funkfelder dieser Telekom-
munikationslinien: 

 
 
 

Zu 52.1: Die Richtfunktrassen wurden bereits in den Flächen-
nutzungsplan übernommen. Die Stellungnahme wurde bereits be-
rücksichtigt. 
 
Kein Beschluss notwendig. 
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Man kann sich diese Telekommunikationslinien als horizontal 
über der Landschaft verlaufende Zylinder mit einem Durchmes-
ser von rund 20-60m (einschließlich der Schutzbereiche) vorstel-
len (abhängig von verschiedenen Parametern). Bitte beachten 
Sie zur Veranschaulichung die beiliegenden Skizzen mit Ein-
zeichnung der Trassenverläufe. Geplante Konstruktionen oder 
notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrassen ragen 
und müssen daher einen horizontalen Schutzkorridor zur Mittelli-
nie der Richtfunkstrahlen von mindestens +/- 20 m und einen 
vertikalen Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens +/-10m 
einhalten. Bei Windenergieanlagen (WEA) beträgt der horizonta-
le Schutzkorridor mindestens +/- 30 m und der vertikale Schutz-
korridor +/- 20 m.   
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o.g. Richt-
funktrassen einschließlich der geschilderten Schutzbereiche in 
die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den 
zukünftigen Flächennutzungsplan. Innerhalb der Schutzbereiche 
(horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhöhenbe-
schränkungen festzusetzen, damit die raumbedeutsamen Richt-
funkstrecken nicht beeinträchtigt werden. 
 

53 LWL-Denkmalpflege, 
Landschafts- und Bau-
kultur in Westfalen, 
Münster 
vom 23.10.2015 
 

53.1: Zu dem vorgelegten Planentwurf nehme ich wie folgt Stel-
lung: 
Wir schließen uns der Stellungnahme der Stadt Höxter, uns zu-
geleitet am 16.10.2015, bezüglich des Punktes 1 zum Weltkul-
turerbe „Karolingisches Westwerk und Civitas Corvey― an. 
 

Zu 53.1: Die fehlende Sichtachse wird zur Vervollständigung redak-
tionell ergänzt. 
Die Bezeichnung der Sichtbezüge in Planzeichnung und Begrün-
dung werden entsprechend der Stellungnahme angepasst. 
Das Weltkulturerbe wurde im Umweltbericht nicht behandelt, weil 
es sich nicht im Stadtgebet befindet. Wegen der hohen regionalen 
Bedeutung werden Ausführungen redaktionell ergänzt. Wegen der 
hohen regionalen Bedeutung werden Ausführungen zum Kulturgut 
redaktionell ergänzt. Es ergeben sich hierbei aber keine Beein-
trächtigungen und oder Wechselwirkungen mit anderen Schutzgü-
tern. 
 
Beschlussvorschlag: Die Stellungnahme wird dahingehend berück-
sichtigt, dass die fehlende Sichtachse ergänzt und deren Bezeich-
nung in Begründung und Planzeichnung angepasst werden. In den 
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Umweltbericht werden Ausführungen zum Weltkulturerbe aufge-
nommen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

54 Bezirksregierung Det-
mold, Dezernat 32 – 
Regionalentwicklung 
vom 20.10.2015 

54.1: Gegen die vorliegende Planung bestehen keine raumord-
nerischen Bedenken.  
 
 
54.2: Ich weise jedoch auf die gesamte ehemalige Klosteranlage 
Corvey in Höxter hin, die unter dem Titel „Das Karolingische 
Westwerk und die Civitas Corvey― seit dem 21.06.2014 als 
UNESCO Weltkulturerbe anerkannt wurde. Dies ist bei weiteren 
Planungen, insbesondere in Bezug auf die Nutzung der Wind-
energie und mögliche (historische) Sichtachsen zur Klosteranla-
ge Corvey, zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
54.3: Ferner weise ich darauf hin, dass die Erweiterung der Son-
dergebietsflächen auf die nahezu doppelte Flächengröße aus 
siedlungsräumlicher Sicht kritisch gesehen wird. Negative Aus-
wirkungen auf benachbarte Kommunen, hier insbesondere die 
Kreisstadt Höxter, müssen ausgeschlossen sein.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 54.1: ./. 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
54.2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sichtachsen 
sind bereits nachrichtlich in den Flächennutzungsplan übernommen 
worden. Die Genehmigung von Windkraftanlagen obliegt dem 
Landkreis Holzminden und wird durch dessen Regionalem Rau-
mordnungsprogramm gesteuert. Dieses sieht auch in der derzeit 
laufenden Neuaufstellung keine Vorrangflächen für Windenergie 
vor. 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 
54.3: Die Zunahme der Sonderbauflächen ist, wie in Kapitel 7.6 der 
Begründung beschrieben, vorrangig auf die geänderte Darstellung 
der Bundeswehrflächen zurückzuführen (Sonderbauflächen alt: 
75,2 ha, Sonderbauflächen Bundeswehr (neu) 93,5 ha). Dies gilt 
auch für weitere Gemeinbedarfsflächen, die nunmehr als Sonder-
bauflächen dargestellt werden. Sofern die Vermutungen auf groß-
flächigen Einzelhandel abzielen bleibt festzuhalten, dass nur im 
Bereich Bülte neue Sonderbauflächen „großflächiger Einzelhandel― 
dargestellt werden. Diese entsprechen dem „Rahmenplan Bülte― 
(Anlage 1 zum Flächennutzungsplan), der seinerseits aus dem Ein-
zelhandelskonzept der Stadt Holzminden entwickelt wurde. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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54.4: Zur allgemeinen Kenntnisnahme weise ich zudem auf das 
Landesinformationssystem des Landesamts für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen hin. Unter folgen-
dem Link sind sämtliche Umweltinformationen des Landes NRW 
abrufbar: http://www.lanuv.nrw.de/service/infosysteme.htm. Be-
sonders zu erwähnen ist die lifos- Landschaftsinformations-
sammlung, abrufbar unter folgendem Link: 
http://geo1.lds.nrw.de/osirisweb/viewer/viewer.htm. 
 

54.4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Kein Beschluss erforderlich. 

57 Stadt Holzminden 
Rechtsamt 
Christina Augustin 
vom 23.10.2015 

57.1: Der Ortsrat Silberborn hat in seiner Sitzung am 15.10.2015 
im Rahmen der Beratung der Änderung des BPlanes Nr. 7a „An 
der Schule― einstimmig empfohlen, nicht die gesamte Fläche aus 
dem Bebauungsplan herauszunehmen, sondern die Fläche 
rechts und links der Kreugergasse bis zu „Sigis Hütte" weiterhin 
als Bauland vorzuhalten. 
Sollte der Rat einen gleichlautenden Beschluss fassen, wäre der 
Bereich östlicher Ortsrand Silberborn (Änderungsfläche 3.6) 
auch anders im FPlan zu gestalten.  
 

Zu 57.1: Die Empfehlung widerspricht dem Ziel, Wohnbauflächen in 
den Ortsteilen zurückzunehmen und gleichzeitig die Kernstadt zu 
stärken. Darüber hinaus ist der Fachausschuss in seiner Sitzung 
am 10.11.15 der Empfehlung nicht gefolgt. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
 

58 Stadt Holzminden 
Schulabteilung 
Friedrich-Wilhelm 
Bruns 
vom 16.09.2015 
 

58.1: Gemeinsam mit dem Landkreis Holzminden wurde für die 
Schulentwicklung im Sekundarbereich ein gemeinsames Kon-
zept durch Rat und Kreistag beschlossen. Es sieht am Billerbeck 
unter Einbeziehung des Jahnplatzes eine Schulanlage vor. 
Gleichzeitig wird der Komplex Campe I aufgegeben. Spätestens 
für die Phase der Konkretisierung durch B-Plan, Baubeginn, 
vertragliche Vereinbarungen LK/Stadt sollte auch der F-Plan 
diesen Gegebenheiten entsprechen. 
Bei der Stadt Holzminden zeichnet sich zudem ab, dass im 
Rahmen einer Entwicklung der Grundschulen zu Ganztags-
grundschulen der Raumbedarf wächst. Als wahrscheinlichste 
Lösung kann schon jetzt angenommen werden, dass im Bereich 
der Astrid-Lindgren-Schule (Ostseite zum Bolzplatz Fröbelweg) 
ein Schulanbau errichtet werden muss. Da der Bolzplatz teilwei-
se einbezogen werden muss, sollte der F-Plan diese Möglichkeit 
zulassen. 

Zu 58.1: Die beschriebene Entwicklung der Grundschulen zu Ganz-
tagsgrundschulen ist derzeit nicht ausreichend konkret. Eine Be-
rücksichtigung im Flächennutzungsplan zu diesem Zeitpunkt der 
Schulplanung ist daher verfrüht. Die Flächendarstellungen werden 
im Bedarfsfall an konkrete Planungen angepasst. 
 
Beschlussvorschlag: Die Einwendung wird zurückgewiesen.  
 
Beschluss: Dem Beschlussvorschlag wird gefolgt. 
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   Aufgestellt: 
Hameln, den 11.11.2015 
Planungsbüro Lauterbach 
Dipl.-Geogr.  
Askan Lauterbach 
Stadtplaner (AK Nds.) und Beratender Ingenieur 

 


